
Veränderungen erfordern Aktion 

go in zu den Senatoren / Rektor nahm im Parlament Stellung 

Am 3. 12. sollte vor dem Bochumer 
Amtsgericht ein weiterer BoGe- 
Stra-Prozeß zelebriert werden. 
Wegen Nötigung waren die beiden 
jungen Arbeiter Reifenrath und 
Janatzek angeklagt. Sie hatten sich 
nicht brav an obrigkeitliche Aufga- 

^bleute 

(5. 12.) 14.00 Uhr 

Vollversammlung 
in der Mensa 

Die wichtigsten Diskussions- 
punkte werden sein: 
# Aufklärung über unmittel- 

bar einsichtige und subli- 
mere Formen der Unter- 
drückung 

0 Analyse der Studiensitua- 
tion an der Ruhr-Universität 
Bochum 

# Ad-hoc-Maßnahmen zur Auf- 
hebung autoritärer Struk- 
turen 

# Koordination der Aktions- 
ausschüsse in den einzel- 
nen Abteilungen 

# Wahl eines Aktionskomi- 
tees (Streikrat) 
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„Die Sitzungen des Senats und 
der Senatskommissionen sind öf- 
fentlich", 

diesen Antrag der studentischen 
Senatvertreter suchten die Pro- 
fessoren hinhaltend abzuwürgen. 
Da die Konsequenzen aus der ulti- 
mativen Notwendigkeit einer Hoch- 
schulreform nicht gezogen werden, 
entschlossen sich Bochumer Stu- 
denten zu ultimativem Druck: Sie 
besuchten am Montag das hono- 
rige Gremium, dessen professorate 
Mitglieder studentische Angele- 
genheiten in landesväterlicher 
Weise allein zu erledigen gewohnt 
sind. 

Mit einem „anti-go-in" vorgestern 
in die ohnehin öffentliche SP-Sit- 
zung wollten sie es den Aufmüpfi- 
gen zeigen. Aber der Antrag des 
CDU-Studenten und Biedenkopf- 
Freundes Versteyl, die Aktion 
als „Rückschritt auf dem Wege 
zur Demokratisierung" zu verur- 
teilen, verfing nicht, die Mehrheit 
von rund 500 Anwesenden billigte 
„nachträglich und ausdrücklich das 
zur Herstellung der Öffentlichkeit 
erfolgte go-in in die Senatssitzung 
vom 2.12." 

Senatoren ertragen studentische Anwesenheit nicht und ziehen sich zurück . 

Studenten machen daraufhin den zum Diskussionsforum. 
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Das hessische Kultusministerium 
hat die finanzielle Förderung des 
Sozialistischen Deutschen Studen- 
tenbundes (SDS) in den vier Hoch- 
schulen des Landes (Frankfurt, 
Marburg, Gießen, Darmstadt) bis 
auf weiteres eingestellt. Ob der 
SDS auf seine Unterstützung im 
Wintersemester ganz verzichten 
muß, wird von einer in Kürze zu 
erwartenden Entscheidung der Lan- 
desregierung abhängig gemacht. Im 
nächsten Jahr wird der Sozialisti- 

Dienstag im Amtsgericht: Das Prügelquantum bemaß sich an der Haarlänge. 

Die Vollversammlung billigt 

politische Kampfmittel 

Zur zweiten Vollversammlung 
in der „Kampagne für die De- 
mokratisierung der Ruhr-Uni- 
versität" hatten sich am ver- 
gangenen Donnerstag über 
1000 Studenten eingefunden. 
Der Vorstand der Studenten- 
schaft legte das in teach-in Nr. 
2 veröffentlichte Aktionspro- 
gramm, das bereits vom Stu- 
dentenparlament am 26. 11. 
einstimmig angenommen wor- 
den war, der Vollversammlung 
zur Billigung vor. 
Inhalt: die essentiellen Forde- 
rungen der Studentenschaft 
nach prinzipieller Öffentlich- 
keit und Mitbestimmung in al- 
len Angelegenheiten der Hoch- 
schule. Paritätisch besetzte 
Struktur- und Studienreform- 
kommissionen sollen in allen 
Abteilungen bis zum Jahres- 
ende eingesetzt werden. Stu- 
dentische Forderungen sollen 
in die neue Verfassung der 
Ruhr-Universität aufgenom- 
men werden, die durch eine 
Urabstimmung zu verabschie- 
den ist. 
Die inhaltliche Kritik an die- 
sem Programm kam in der 
Vollversammlung von links: 
Das Programm sei verbalradi- 
kal, die Forderung nach Drit- 
tel- bzw. Viertelparität ledig- 

geben, so daß nur etwa die Hälfte 
der ca. 60 Besucher einen Sitzplatz 
fand. Um die volle Öffentlichkeit 
herzustellen, drängten die Draußen- 
gebliebenen zwei Justizbeamte bei- 
seite und stellten sich in den Sit- 
zungsraum. Richter Kampmann 
weigerte sich, die Sitzung fortzu- 
setzen. Im Gegensatz zu seinem Kol- 
legen beim BoGeStra-Prozeß am 
25. 11. ließ er die Anwesenheit ste- 
hender Zuhörer nicht zu: „Die Ver- 
handlung kann nur stattfinden, 
wenn alle sitzen!" Dann stieg der 
Landgerichtspräsident als Hausherr 
höchstpersönlich auf einen Stuhl 
und richtete die beiden für den Tat- 
bestand des Hausfriedenbruchs not- 
wendigen Aufforderungen an die 
Anwesenden, den Raum zu verlas- 
sen. Als niemand folgte, ließ er 
Polizei aufmarschieren. 
Die Studenten stimmten geistliche 
Lieder an und forderten mehr 
Weihnachtsgeld für Polizeibeamte. 
Diese forderten Verstärkung an 
und begannen dann, etwa 40 Mann 
stark, brutal den Saal zu räumen. 
Im Würgegriff zerrten sie Zuhörer 
aus den Bankreihen, schlugen und 
traten auf am Boden liegende Stu- 
denten ein. Auch ein Journalist von 
der „Westfälischen Rundschau" 
wurde in Mitleidenschaft gezogen. 
Die Polizisten drängten die Zuhörer 
schließlich durch die Gänge des 
Gerichtsgebäudes bis auf die Straße 
und riegelten den Haupteingang ab. 
Ein Student, dessen Personalien 
aufgenommen wurden, hat einen 
Prozeß wegen Widerstands gegen 
die Staatsgewalt zu gewärtigen. 
Andere werden Eingang finden in 
die Archive der fleißig knipsenden 
Beamten von der politischen Poli- 
zei. Der Prozeß selbst, derart bru- 
tal „geschützt", wurde auf Antrag 
des Verteidigers wegen Befangen- 
heit des Richters vertagt. 

lieh formal. Vordringlich sei 
demokratische Selbsttätigkeit 
an der Basis. Empfehlung: 
„Einigen Leuten täte es sehr 
gut, ab und zu von Studenten 
besucht zu werden. Ich meine 
die Leute, die allein im Rek- 
torat sitzen und dort sehr fru- 
striert sind." 
(SDS-Mitglied Martin Henkel), 
Professor Ewald, Dekan der 
mathematischen Abteilung, 
wiederholte professorale Ste- 
reotype: Die Studenten müß- 
ten erst lernen, es mangele ih- 
nen an Sachkenntnis, Mitbe- 
stimmung bedeute dadurch nur 
Zeitvergeudung. 
Gegen solcher Art Konfliktver- 
schleierung und den Vorwurf, 
die Studenten wollten künst- 
lich Klassengegensätze an der 
Universität schaffen, wandte 
sich AStA-Mitglied Reiner 
Duhm. Auf die von den 
„Rechten" erhobene For- 
derung, Kampfmaßnahmen 
wie der Universitätsstreik von 
einer Urabstimmung abhängig 
zu machen betonte er: „Die 
Urabstimmung soll keinen ge- 
schäftsordnun^näßigen, son- 
dern einen inhaltlichen Cha- 
rakter bekommen. Eine Urab- 
stimmung ohne Diskussion ist 
sinnlos. Wir wehren uns dage- 
gen, daß Leute, die zur politi- 

10 Pf 

sehen Auseinandersetzung zu 
faul sind, das Mittel der Urab- 
stimmung formal zur Hinter- 
treibung unserer demokrati- 
schen Hochschulinitiative ge- 
brauchen wollen." 

Vergl. S. 2 
Der AStA zur Sache 

sehe Deutsche Studentenbund (SDS) 
vom Land Nordrhein-Westfalen 
kein Geld mehr erhalten. Dies kün- 
digte NRW-Ministerpräsident H. 
Kühn (SPD) gestern im Düsseldor- 
fer Landtag an. 
Kühn betonte, er habe nicht die 
Absicht, Rektoratsbesetzungen und 
Universitätsbarrikaden zu finan- 
zieren. 

ben gehalten und statt auf der 
rechten Straßenseite auf den Stra- 
ßenbahnschienen demonstriert. 
Bereits Tage vor dem Prozeß hatten 
Vertreter der Studentenschaft einen 
größeren Gerichtssaal beantragt. 
Dem Antrag wurde nicht stattge- 

mit 

Schlegel 

Durst 

löscht 

man 
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Von anderen 

Odocljfcljulen 

Berlin 
18 Studenten wegen go-in beim 
Rektor exmatrikuliert 
An der Westberliner Film- und 
Fernsehakademie sind von den 
70 Studenten 18 entlassen worden, 
weil sie an einem go-in beim Rektor 
teilgenommen hatten. 

Die Vorgeschichte: Ein Student 
sollte disziplinarisch belangt wer- 
den, weil er in einem akademie- 
internen Flugblatt von „Neonazis 
im Westberliner Senat" gesprochen 
und das Akademie-Direktoriums- 
mitglied Ingensand einen „Psycho- 
pathen" genannt hatte. Als zwei 
Mitglieder des Studentenrates Aus- 
kunft über das Ergebnis einer dies- 
bezüglichen Direktoriumssitzung 
erbaten, wurden sie aus dem Rek- 
torat gewiesen. Später wurde 
dem gesamten Studentenrat die 
gleiche Bitte abgelehnt. Weil er 
nicht ohne die zwei AStA-Mitglie- 
der verhandeln wollte, die angeb- 
lich in das Rektorat eingedrungen 
waren, erhielt der ganze Rat Haus- 
verbot und Produktionsstopp. 

Daraufhin nahmen 21 Studenten 
an einem go-in teil, darunter auch 
die gemaßregelten Studentenver- 
treter. 18 von ihnen wurden ex- 
matrikuliert, drei ließen die Direk- 
toren Rathsack und Leiser als „Ver- 
führte" gelten. — Bei diesem go-in 
fand sich in den Räumen des Rek- 
torats übrigens der angeblich ver- 
lorengegangene Film „Ein Western 
für den SDS" wieder ein. Die Stu- 

SP-Wahlausschuß ruft 

zum Wahlboykott auf 

„Mit Nachwahlen wird Fortbestand 

der Ständestruktur an Uni garantiert" 
„Laut Parlamentsbeschluß vom 15. 
11. 68 sollen vom 14.—17. 1. 1969 
die Nachwahlen in den Abteilungen 
II, III, V, VIII und XII stattfinden. 
Gemäß der Wahlordnung gibt der 
Wahlausschuß bekannt: 
Für die genannten Abteilungen kön- 
nen sich Kandidaten bis zum 19.12., 
18.00 Uhr, beim Wahlleiter anmel- 
den. 
Der Anmeldung sind beizufügen, 
(Wahlordnung § 17): 
a) eine Immatrikulationsbescheini- 

gung des Kandidaten, 
b) 20 Unterschriften mit Matrikel- 

nummer von Studenten der Ab- 
teilung des Kandidaten, 

c) die Angabe, ob der Kandidat Mit- 
glied in einer Wahlgemeinschaft 
ist. 

(Aus Zeitgründen bittet der Wahl- 
leiter, die Anmeldungen schriftlich 
beim AStA vorzunehmen.) 
Gemäß § 12 der WO erhalten die 
Wähler der genannten Abteilungen 
spätestens am 3. 1. 69 eine Wahl- 
benachrichtigung und einen Stimm- 
zettel an ihre Semesteranschrift. 
Dieser Wahlaufruf steht im krassen 
Widerspruch zu den Beschlüssen 
der Vollversammlung vom 28. 11. 
68, die noch als Minimalforderun- 
gen bezeichnet wurden. 

INSTITUT FÜR KONTAKTLINSEN 

Was soll die weitere Reproduktion 
des Studentenparlaments, wenn die 
VV beschlossen hat, die Aufhebung 
der bisherigen Ständestruktur der 
Universität notfalls mit Streik 
durchzusetzen? Genossenschaftliche 
Organisation der Universität heißt: 
Aufhebung von Senat wie SP und 
deren Exekutiven. 
Die Sozialwissenschaftliche Fach- 
schaft hat die Konsequenz gezogen: 
ihren Vorstand abgeschafft, die Fa- 
kultätssitzung zur Abteilungsvoll- 
versammlung, zum einzigen Organ 
der Abteilung erklärt, und beschlos- 
sen, die Öffentlichkeit künftiger 
Fakultätssitzungen herzustellen. 
Der Wahlausschuß hält die Politik 
von SP und AStA für widersinnig: 
einerseits wird zum Streik aufge- 
rufen, andererseits mit dem Nach- 
wahlbeschluß der Fortbestand der 
Ständestruktur garantiert. Von 
wem soll außerdem das Ultimatum 
ernst genommen werden, wenn die 
Nachwahlen mit dem Streiktermin 
zusammenfallen? 
Daß der Formalismus der Wahl- 
ordnung mit unverantwortlichem 
finanziellem Aufwand (über 1000,— 
DM für die Nachwahl) verbunden 
ist, sollte durch den Streik gegen- 
standslos werden. 
Wir brauchen keine neue Wahlord- 
nung für das SP, wenn wir es ab- 
schaffen wollen. 
Der Wahlausschuß kann nicht zu 
seinem Wahlaufruf stehen, er 
schließt sich dem Streikaufruf an. 
Wir wählen durch den Streik (!) 
nicht irgendwelche Vertreter, die 
vergeblich bei den Professoren vor 
der Tür stehen, sondern die Uni- 
versitätsstruktur, in der wir selbst 
entscheiden. Wählt nicht, streikt! 
Nächste Aktionsbesprechung des 
Wahlausschusses: Freitag, 5. 12. 68, 
18.00 h, Baracke 9. 

denten hinterlegten ihn bei einem 
Notar. Die Akademieleitung be- 
hauptet jetzt, die Studenten hätten 
den Streifen gestohlen, um ihn bei 
passender Gelegenheit ins Rektorat 
zu schmuggeln. Die Studentenver- 
treter erstatteten Strafanzeige we- 
gen Verleumdung. 

Die Akademieleitung hat die ver- 
bliebenen Studenten eindringlich 
vor jeder Protestaktion gewarnt. 
Dazu ein Studentensprecher: „Was 
man sich an der FU schon längst 
nicht mehr mit den Studenten lei- 
sten kann, das exerziert man jetzt 
am schwächsten Glied der West- 
berliner Hochschulen vor. Wir hof- 
fen auf die Solidarität aller Stu- 
denten." 

Köln 
Go-in ins Rektorat 
200 Studenten besetzten in Köln 
das Rektorat, nachdem der Kleine 
Senat an einem geheimgehaltenen 
Ort tagte. Die Studenten wollten 
für die Sitzung des Kleinen Senats, 
bei der über die neue Universitäts- 
ordnung entschieden werden sollte, 
die Öffentlichkeit herstellen. 

Nach der Aktion rief der AStA 
eine Vollversammlung der Studen- 
tenschaft ein und stellte den An- 
trag, das vom SDS initiierte go-in 
zu mißbilligen. Dieser Plan schei- 
terte: 950 Studenten solidarisierten 
sich mit den inhaltlichen Forderun- 
gen der Aktion. 

75 DM Krankenkasse ab 69 

Studentenparlament beschließt Tarif 
In sechs Sitzungen beschäftigte sich 
das Studentenparlament mit der 
Frage der Krankenversicherung, 
bis es jetzt endlich zu einer Be- 
schlußfassung kam. Ab Sommer- 
semester 1969 werden die Studenten 
75 DM an die DSKV abführen müs- 
sen (bisher 48 DM). Gesetzlich Ver- 
sicherte können wie bisher ihren 
Beitrag zurückerstattet bekommen. 
Anlaß für die schwerwiegende Ent- 
scheidung des Parlaments war die 
Kündigung des Versicherungsver- 
trags durch die DSKV und die da- 
mit verbundene Ankündigung einer 
Heraufsetzung der bisherigen 
Tarife. Damit will die DSKV Ver- 
luste ausgleichen, die sie in diesem 
Jahr erlitten hat. 

Als Begründung wurden ver- 
mehrte Inanspruchnahme der 
Kasse durch die Studenten und 
gesteigerte Kosten angeführt. 

Das Parlament ging in seiner 
Diskussion von zwei Überlegungen 
aus: 1. Jeder Student muß gegen 
Krankheit versichert sein: 2. die 
jetzt auftretenden Tarifsteigerun- 
gen sollten sozial gerecht auf die 
Studenten verteilt werden, um ein- 
zelne Gruppen nicht übermäßig zu 
belasten. 

Pläne, den Hilfsfonds des Stu- 
dentenwerkes zur Umverteilung 
der Versicherungslasten heranzu- 
ziehen, wurden von Experten als 
rechtswidrig bezeichnet. 

Da sich schließlich keine Ver- 
sicherung anbot, die zu ähnlich 
niedrigen Tarifen wie die DSKV 
vergleichbare Leistungen gewährte, 
standen nur , noch die beiden 
DSKV-Tarife zur Debatte: Tarif I: 
75 DM pro Semester (bisher 48 DM), 
Befreiungsmöglichkeit für gesetz- 
lich Versicherte; Tarif II: 48 DM 
pro Semester (bisher 36 DM), keine 
Befreiungsmöglichkeit. Die Lei- 
stungen sind bei beiden Tarifen 
gleich. 

Das SP entschied sich bei drei 
Enthaltungen für die 75-DM- 
Lösung. Es empfahl gleichzeitig den 
privat versicherten Studenten, für 
die Dauer ihrer Zugehörigkeit zur 
DSKV ihre Privatkrankenversiche- 
rung ruhen zu lassen. Selbstver- 
ständlich können sie die DSKV auch 
als günstige Zweitversicherung be- 
trachten, die im Krankheitsfall für 
Zusatzleistungen herangezogen 
werden kann. -gh- 
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Der AStA zur Sache 

Zur Drittelparität 
Der häufige Gebrauch des Begriffs 
„Drittelparität" hat diese im Be- 
wußtsein vieler Studenten zu einer 
scheinbar rein formalen Forderung 
absinken lassen. Die Professoren 
versuchen, in diese Kerbe zu schla- 
gen, indem sie von „Zahlen- 
fetischismus" reden. 

Drittelparität soll die Machtstel- 
lung der Professoren zerstören und 
damit politische Verhältnisse schaf- 
fen, in denen auch die bis heute 
unterdrückten Gruppen der Uni- 
versität ihre legitimen Interessen 
durchsetzen können. 

Das heißt konkret: Wir wollen 
gleichberechtigt mitentscheiden 
über die Gestaltung des gesamten 
Wissenschaftsbetriebes: 
# Über die Stoffselektion bei der 
Lehrplangestaltung, die die Studen- 
ten oft zur Arbeit auf für sie völlig 
unwichtigen Gebieten verurteilt; 
# über die Verwendung der finan- 
ziellen Sachmittel, die bisher allein 
den Lehrstühlen zugeleitet werden 
und damit den Ordinarien die 
Macht geben, den Wissenschafts- 
betrieb allein nach ihren Interessen 
selbstherrlich einzurichten; 
# über Zensuren und Prüfungs- 
ergebnisse, die bis heute von den 
„Lehrenden" allein diktatorisch 
festgesetzt werden; 
# über den Inhalt und die Form 
von Prüfungen, und ob sie über- 
haupt gerechtfertigt sind; 
# über Berufungen und Personal- 
angelegenheiten allgemein, von 
denen die Studenten unmittelbar 
betroffen sind. Horst Peter Kasper 

Zur Urabstimmung 
Die Forderung nach einer Urabstim- 
mung vor dem Streik, wie sie von 
Rechten und bloß Formaldemokra- 
tisch-Liberalen erhoben wird, wur- 
de von der Universitätsvollver- 
sammlung am 28. 11. abgewiesen. 

Die Liberalen machen bei dieser 
Forderung den Fehler, daß sie eine 
politische Entscheidung unreflek- 
tiert auf den formalen und zumeist 
völlig inhaltsleeren Vorgang eines 
Kreuzchenmachens reduzieren. 
(Dutschke dazu: „Die Wähler de- 
monstrieren alle Jahre wieder an 
der Urne ihre geistige Reduzierbar- 
keit".) 

Die Rechten spekulieren bewußt 
auf die politische Unaufgeklärtheit 
eines großen Teils der Studenten- 
schaft, die eine Streik-Besetzung 
für „Gewalt" hält, nicht aber das, 
was tagtäglich gegen sie ausgeübt 
wird: Terror unkontrollierter Zen- 
suren und Prüfungen, Entmündi- 
gung und Unterdrückung. 

Wenn wir gegen eine Urabstim- 
mung vor einem Streik sind (der 
allerdings von einer Vollversamm- 
lung beschlossen werden muß), 
dann gehen wir davon aus, daß all 
diese Verhältnisse zuerst mit denen, 
die die Entscheidung treffen, dis- 
kutiert sein müssen. 

Erst in der konkreten Situation 
einer Besetzung, erst in der Analyse 
der konkreten politischen Maß- 
nahme kann die Entscheidung ge- 
troffen werden. Alles andere 
beruht auf abstrakten Spekulatio- 
nen und verbaler Unverbindlichkeit. 

Horst Peter Kasper 

Mit Arnos gegen etablierte 

ESG Bochum macht mit bei der außersynodalen Opposition 

„Arnos' kritische Blätter" ist eine 
Zeitung, die sich als kritisches Fo- 
rum getaufter evangelischer Chri- 
sten gegenüber einer verselbstän- 
digten Organisation Kirche ver- 
steht. 
Arnos, der Prophet, ist hierbei Pro- 
grammname: Prophetische Tradi- 
tion wird aufgegriffen, verstanden 
als Verpflichtung, keine subjektive 
Frömmigkeit zu pflegen, sondern 
aktiv in die Geschichte einzugrei- 
fen, d. h. auf die bestehenden poli- 
tisch-wirtschaftlich-sozialen Ver- 
hältnisse einzuwirken, stellungneh- 
mend für die Benachteiligten und 
Unterdrückten. Diese Stellungnah- 
me heißt bei den Propheten und bei 
Christus „für die Witwen und Wai- 
sen" und richtet sich jeweils gegen 
eine etablierte Ordnung. Diese Stel- 
lungnahme zieht sich weiter durch 
die Geschichte bis heute, wo enga- 
gierte Christen sich verbünden mit 
denen, die für eine freie, gerechte, 
humane Gesellschaft eintreten, 
auch ohne sich auf die Bibel zu be- 
rufen. 
Die ersten sechs Nummern der Zei- 
tung wurden gemacht während der 
Synode der evangelischen Kirche 
von Westfalen in Bethel Anfang 
Oktober, eine siebte Nummer er- 
schien eine Woche später als „Zei- 
tung für das evangelische Westfa- 
len". Zur Zeit ist man dabei, aus 
Pfarrern und Studenten, eine end- 
gültige Redaktions- und Herausge- 
bergruppe zusammenzustellen. Ab 
Januar soll die Zeitung dann regel- 
mäßig monatlich erscheinen. 

Gebildet hat sich die Opposition im 
Laufe des Jahres in der Auseinan- 
dersetzung mit Struktur und Ord- 
nung der Kirche im Vergleich mit 
den drängenden politisch-sozialen 
Aufgaben. 
Man erkannte, daß sich die Proble- 
me des einzelnen nicht durch indi- 
viduellen Trost aus dem Glauben 
bewältigen lassen — höchstens ver- 
drängen — sondern als gesell- 
schaftspolitische Probleme ver- 
standen und bewältigt werden müs- 
sen. Man erkannte, daß die Kirche 
in ihrer gegenwärtigen Struktur 
nicht fähig ist, diese Probleme in 
ihren Ursachen zu begreifen und zu 
verändern. Die Kirche ist uninteres- 
sant geworden für den größten Teil 
der Kirchensteuerzahler, weil sie 
sich als Institution verselbständigt 
hat wie alle politischen Institutio- 
nen im Spätkapitalismus. Ihr Auf- 
bau spiegelt dasselbe formaldemo- 
kratische Prinzip wie die „frei- 
heitlich-demokratische Grundord- 
nung" unseres Staates. Sie spricht 
von außen ihr Wort in diesen Staat 
hinein, ohne von unten aus dessen 
Gesellschaft getragen zu sein; sie 
tritt politischen Mißständen wie 
Naturereignissen mit Beileidser- 
klärungen und Erster Hilfe (Biaf- 
ra!) entgegen und gibt tröstende 
Worte anstelle von Aufklärung. 
Trotzdem ist diese Kirche gesell- 
schaftlich nicht belanglos, denn 
nach wie vor hat sie eine absolut 
beherrschende gesellschaftliche Po- 
sition an den Nahtstellen menschli- 
chen Lebens — bei Geburt, Taufe 
Tod. Nach wie vor liefert sie die 
moralischen Wertmaximen für un- 

seren christdemokratischen Staat 
als wichtigste für die Festsetzung 
ethischer Werte dieser Gesell- 
schaft zuständige Institution. Und 
nach wie vor trägt die Kirche 
in eben dieser Funktion bei 
zur Verfestigung der autoritären 
Strukturen in der Form (z. B. Ver- 
kündigung — Monolog eines ein- 
zelnen ohne Rückkoppelung zur 
Gemeinde) und im Inhalt (Festset- 
zung überkommener „sittlicher 
Werte", die eine freie humane Ent- 
faltung des einzelnen verhindern 
und sich nur durch Vorurteile, nicht 
christlich, begründen lassen). 
In der Überzeugung, daß christlich- 
prophetische Tradition als Vorbild 
ein anderes Programm verlangt, 
wurde die Zeitung gestartet. Dabei 
arbeiten die Gruppen teilweise 
über die Kirche hinaus auf eine Re- 
form der Gesellschaft. Die Zeitung 
wird dabei Forum sein für Informa- 
tion der Gruppen untereinander, 
für Kontakt zu anderen, z. B. 
katholischen Gruppen, für kritische 
Modelle, für Diskussion der Theo- 
rien. Sie ist somit nicht Konsum- 
blatt, sondern Forum für die vor- 
rangige praktisch-theoretische Ar- 
beit der Gruppen. 
Als eine dieser Gruppen versteht 
sich die evang. Studentengemeinde 
Bochum, die hiermit auch auf ihre 
Arbeitskreise hinweisen will — z. 
B. über Hochschulfragen, Mitbe- 
stimmung, Entwicklungshilfe — 
und auf die nächste größere Aktion 
zum Kirchbau. 
Information jederzeit: Baracke 9 
hinter der Mensa, esg 

Babette-Schokolade 
massiv und gefüllt je 100-g-Tafel -,69 -,67 

Frischwurst-Aufschmlt 
Stach sortiert 100 g -,54 -,53 

Diogenes-Sekt e qc me 
Spitzenqualität, sensationell günstig 2 1/i Fl. inkl. St.WfW UffU 

Giovanni-Haselnüsse 
ausgesuchte Qualität 500-g-Beutel IRQ 1 fid Weslf. Delikateß-Roilschinken 110 1 tc GEG-Weinbrand „Chronik" 7 7R 7ro IfVw I mager, ohne Schwarte 100g If IU IflU mild, feiner Weinbrand Vi Flasche I ff U f fUA 

Marzipan-Brote 
mit feinem Mandelgeschmack 5 Stück ,95 -,93 

Rosenkohl 
zart und delikat 500 g -,49 -,48 

|am.-Rum-Verschni!t 
45 Vol.%, „Rarität", Spitzenqualität Vi Flasche 7,95 7,72 

Domino-Steine 
doppelt gefüllt 12-Stück-Packung -,98 -,96 

Roibarschfilet 
seefrisch, in Läden mit Frischfischverkauf 500 g 

9 Qfi 9 90 Oppenheimer Krütenbrunnen 0 nc o 07 
LjUU LjlmV 1966er Spätlese Vi Flasche AfVll XfOf 

Gewürzspekulatius 
knusprig-duftend 500-g-Beutel 1,28 1,25 

Kugel-Edumer 
40% Fett i. Tr., echter Holländer 200 g -,98 -,96 

Formosn-Slungenspurgel 
eine butterzarte Delikatesse Vi Dose 

Stollwerck-Knuspergoid oqe 400 
auserlesene Pralinen 250-g-Packung IffwU Vfllnl 

Weihnachtsteller 
für die Nikolaus-Ueberraschung 

3,78 3,67 

Semmelsluten 
goldbraun gebacken 500 ( -,70 -,68 

Brechbohnen 
aus fadenfreier Züchtung Vi Dose -,79 -,77 

Stück -,95 -,93 
Bienenhonig 
reich an wertvollen Vitaminen 500-g-Glas -,89 -,87 

Kinder Go-cart 
stabile Rahmenkonstruktion statt 39,50 nur 29,90 29,- 

Morgen kommt der Nikolaus. 

Wir haben eine große Auswahl 

herrlicher Überraschungen! 
N 5 UM 
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Kampagne zur Demokratisierung der Ruhr-Uni 

Bisher haben die Studenten die Universität nur analysiert, es kommt aber darauf an, sie zu verändern. 

Die Studenten sind in die Offensive gegangen. Sie 
haben die Taktik der Professoren durchbrochen. 
Konnten diese sich bisher darauf verlassen, daß die 
Studentenvertreter sich auf faule Kompromisse ein- 
lassen und sie gegenüber den anderen Studenten 
verteidigen, so ist dieses Herrschaftsarrangement 
von den Studenten zerschlagen worden. Jetzt be- 
stimmen siel Nicht mehr die Anpassung an diktierte 
Forderungen, sondern die aktive Durchsetzung de- 
mokratischer Rechte ist die Parole der Stunde. 

Im Senat wurde behauptet, die Studenten agierten 
faschistisch. Eine solche Äußerung disqualifiziert 
sich selbst: die Erkämpfung demokratischer Rechte 
hat nichts zu tun mit der Aufzwingung einer anti- 
humanen Meinung, wie sie von den Faschisten mit 
brutalem Terror betrieben wurde. Kein Professor 
trägt einen Judenstern. Wenn. Studenten die Errich- 
tung einer kritischen und demokratischen Universität 
betreiben, so versuchen sie gerade jenem unkri- 
tischen Denken bei zahlreichen Professoren ent- 
gegenzuwirken, daß widerstandslos sich dem Fa- 
schismus auslieferte. Aber die Herstellung von un- 
sachlichen und ungerechtfertigten Analogien ist be- 
zeichnender Ausdruck eines Herrschaftsdenkens. Es 
entspricht jenem gern geübten Brauch, sich auf For- 
malia zu berufen, die doch nur Symptom der beste- 
henden Herrschaftsstrukturen sind. Die Verwechs- 
lung von Legalität und Legitimität, die sich in sol- 
chem Denken dokumentiert, kann nur bedauert, aber 
nicht mehr diskutiert werden. Die Zeit ist über 
solche Fossilien konservativ-reaktionären Denkens 
hinweggeschritten. Die Kampagne zur Demokratisie- 
rung der Ruhr-Universität hat uns dies gelehrt. 

Diese Kampagne wurde initiiert vom AStA. Aber sie 
wird inzwischen nicht mehr allein vom AStA getra- 
gen. Die Studenten verlassen sich nicht mehr allein 

auf ihre gewählten Vertreter, sie nehmen ihre Sache 
selbst in die Hand. Sie bilden in einzelnen Abteilun- 
gen Aktionsausschüsse, die Studenten aufklären 
und nach der Diskussion in Vollversammlungen 
konkrete Beschlüsse zur Umgestaltung der Organi- 
sation der Wissenschaftsverwaltung und des Wis- 
senschaftsprozesses verabschieden. 
In diese Universität ist eine fruchtbare Unruhe ge- 
kommen. Das bisher bei vielen Studenten vorhan- 
dene Unbehagen an den bestehenden Verhältnissen 
kann sich endlich politisch artikulieren. Die Kam- 
pagne zur Demokratisierung der Ruhr-Universität 
hat einen Prozeß in Gang gesetzt. Es gibt nun nicht 
mehr wenige Erzieher, die viele erziehen, sondern 
die Studenten lernen selbst durch eigenes Handeln. 
Nicht mehr steriler Akademismus, sondern das prak- 
tische Tätigwerden als Antizipation von revolu- 
tionärer Einheit von Theorie und Praxis wird deut- 
lich. 
Aber noch steht diese Bewegung in ihren Anfängen. 
Noch hat sie nicht die Probleme im einzelnen über- 
wunden, noch stehen ihr Schwierigkeiten entgegen, 
nicht zuletzt die Hindernisse, die eine kapitalistische 
Gesellschaft diesem Emanzipationsprozeß bereiten 
wird. Erst die Revolutionierung dieser Gesellschaft 
vermag den eingeleiteten Prozeß vollenden. Wir 
sollten dies nicht in einer vordergründigen Euphorie 
vergessen. 
Eine „im emanzipativen Selbstverständnis der Wis- 
senschaften begründete Autonomie der Universität 
(kann) nicht mehr in der abstrakten Alternative zwi- 
schen einer apolitischen und einer politisierten 
Hochschule gedacht werden"; es gilt, „entweder die 
Gesellschaftsverhältnisse konsequent zu demokra- 
tisieren oder einer autoritären, im Extremfall faschi- 
stischen Politisierung Vorschub zu leisten" (Oskar 
Negt). Guido Boulboulle 

teach 3 

Bochumer Studenten nehmen Hochschulreform in die eigene Hand 

- Antiquitäten - 

liebenswerten Trödel 
aus Großmutters Zeit 

und vieles andere mehr 
finden Sie in der 

Antique-Boutique 
Bochum 

Nordring 68 / Ecke Franzstraße 

Politische Aktionen müssen von den Arbeitsplätzen der Studenten ausgehen 

Am 29.10. 68 erläuterte der VDS auf einer Pressekonferenz die für das Wintersemester beabsichtigten Aktivitäten 

Man kann Die neue Hochschulpolitik des VDS 

der Studentenvertreter wirkte auf 
die Masse der Studenten nicht 
mobilisierend. Es verstärkte sich 
eine Tendenz, die das bestehende 
Repräsentativsystem ohnehin ent- 
hält: Die Vertreter verselbständig- 
ten sich gegenüber den Vertretenen. 

Die Trennung von Politik und 
Studium reproduzierte sich so selbst 
in der Hochschulpolitik. „Studen- 
tenpolitiker" standen der Masse 
der „normalen" Studenten gegen- 
über. 

Modellversuche 
Aus dieser Erkenntnis heraus hat 

der Vorstand des VDS schon am 
22. Mai d. J. Modellversuche an 
einzelnen Instituten vorgeschlagen, 
die Formen von Selbstbestimmung 
der Studenten am Arbeitsplatz 
praktizieren und damit den beste- 
henden Studien- und Forschungs- 
betrieb praktisch kritisieren und 
verändern sollten. „Modell" bedeu- 
tet nicht reformistischer Versuch 
einer Satzungsänderung, wodurch 
die vorhandenen Autoritätsverhält- 
nisse eher verschleiert, als daß die 
kritische Selbständigkeit der Stu- 
denten hervorgerufen würde. „Mo- 
dell" bezog sich vielmehr auf den 
exemplarischen Charakter dieser 
Versuche. 

Ihr Erfolg (inzwischen wurden in 
Berlin, Marburg, München, Mün- 
ster, Saarbrücken und Bochum 
diese Versuche begonnen) bemißt 
sich daran, wie weit faktisch Er- 
folge auf dem Weg zu einer demo- 
kratischen Universität erreicht wer- 
den, inwieweit also im Vorgriff 
demokratische Arbeitsformen und 
-Inhalte durchgeführt werden kön- 
nen. Wann immer aber institutio- 
nelle Absicherungen möglich sind, 
sollten sie ergriffen werden; auch 
wenn diese Absicherungen nur 
Teile des erstrebten Ziels betreffen 
werden, verbessern sie die Aus- 
gangsposition zur endgültigen Er- 
reichung des Zieles. 

Selbstbestimmungs- 
kampagne 

Um zu verhindern, daß solche 
Modellversuche vereinzelt bleiben 
und die daran beteiligten Studenten 
zu „Einzelkämpfern" werden, hat 
der VDS die „Selbstbestimmungs- 
kampagne" geplant. 

Ziel dieser Aktion ist es, eine 
inner- und außeruniversitäre Öf- 
fentlichkeit für die Modellversuche 
herzustellen und durch Erzwingung 
von Mitbestimmung in allen Orga- 
nen und Anstalten der Hochschule 
eine öffentliche Diskussion über die 
Aufgabe von Wissenschaft und die 
sich daraus ergebende Wissen- 
schaftsorganisation und Hochschul- 

Der Schwerpunkt der politischen 
Aktionen liegt im Kampf um die 
Herstellung von Öffentlichkeit in 
der Hochschule und in der Errin- 
gung bzw. Praktizierung von Mit- 
und Selbstbestimmung im Studium. 

Die politische Analyse 
des VDS 

Struktur zu erreichen. Auch diese 
Aktion muß von unten, d. h. von 
Institutsversammlungen her ent- 
wickelt werden. 

Den zentralen Organen der Stu- 
dentenschaft kommen vornehmlich 
Koordinationsaufgaben und die 
Verbindung zu außeruniversitären 
Gruppen und Verbänden (Gewerk- 
schaften, Parteien usw.) sowie zu 
den Massenmedien zu. 

Die Reaktion formiert sich 
Da sich die Reaktion bundesweit 

formiert und sich die Hochschulen 
dem koordinierten Angriff durch 

perfektionistisch-technokratische 
Hochschulgesetze gegenübersehen, 
müssen die studentischen Aktionen 
auf möglichst breiter Basis durch- 
geführt werden. 

Die verabschiedeten oder geplan- 
ten Hochschulgesetze zeigen deut- 
lich die Tendenz, statt der Studien- 
reform die Studentenreform durch- 
zuführen; Numerus clausus und 
Zwangsexmatrikulation, Zwischen- 
prüfungen (bei unüberprüfbarer 
Prüfungspraxis) und studentisches 
Ordnungsrecht, Straffung des Stu- 
diums und seine Ausrichtung an 
vorgegebenen Berufsbildern und 
-Qualifikationen sollen die Diszi- 
plinierung und Anpassung der Stu- 
denten an die Erfordernisse von 
Wirtschaft und Verwaltung gewähr- 
leisten und die kritisch-wissen- 
schaftliche Überprüfung jener ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse un- 
möglich machen, in die sie hinein- 
funktioniert werden. 

Illlllllllllllllllllilllllllllllllllll!l!lll!lll!lll!l!llll!lllllll!llll!!ll!llllllllllll!l!ll 

Die Frage des Bündnisses 
Die staatsdirigistische privatwirt- 

schaftliche Vorplanung der Auf- 
gaben und Leistungen der Univer- 
sität im gesellschaftlich herrschen- 
den Interesse, d. h. im Interesse der 
in Staat und Gesellschaft Herr- 
schenden muß aufgehoben werden, 
indem alle wissenschaftlich Arbei- 
tenden sich ihrer individuellen und 
gesellschaftlichen Interessen be- 
wußt werden, die jenen entgegen- 
stehen. 

Die Wahrung dieser Interessen, 
d. h. die Erreichung von Selbst- 
bestimmung der wissenschaftlichen 
Arbeiten über die Bedingungen, die 
Zwecke und den gesellschaftlichen 
Nutzen ihrer Tätigkeit, setzt aber 
eine inhaltlich und organisatorisch 
neu bestimmte demokratische Hoch- 
schule voraus, die die Universitäts- 
angehörigen nicht aus eigener 
Kraft, sondern nur im Bündnis mit 
jenen Kräften erkämpfen können, 
die aus ihrer gesellschaftlichen 
Stellung heraus ein objektives 
Interesse an der Ausweitung von 
Selbstbestimmung haben. 

Das sind unter den gegebenen 
Voraussetzungen in erster Linie die 
Gewerkschaften und ihre Jugend- 
organisationen. Da diese Organi- 
sationen jedoch weitgehend in 
die bestehende Gesellschaft inte- 
griert sind, werden die Studenten 
nur soweit mit ihnen zusammen- 
gehen können, wie sie ihre Ziele 
mitverfolgen bzw. wie Studenten 
Teilziele mit ihrer Hilfe erreichen 
können. 

Studentische Konterrevolutionäre: 

Rechtsradikale Studenten, NPD-Anhänger und Korporierte stellten sich 
den Senatoren der Ruhr-Unl als ungebetene Autoritätshelfer zur Verfü- 
gung, um das Go-in am Montag gewaltsam zu verhindern. 

sion den großen Konsen- 
sus herbeiführen wollen 
(v. Magnis, BSU) ... 

Geschäftsordnung beachten 
(Schneider, Parlamentsspre- 
cher) ... 

In der Kritik der Hochschul- 
politik des letzten Semesters war 
sich die Mehrzahl der VDS-Studen- 
tenvertreter einig, daß es nicht ge- 
lungen ist, den durch allgemein- 
politische Anlässe (Springer, Not- 
stand, Vietnam) politisierten Stu- 
denten den Zusammenhang dieser 
Aktionen mit ihrer eigenen gesell- 
schaftlichen Situation, den Verhält- 
nissen an ihrem Arbeitsplatz und 
den Anforderungen, denen sie in 
ihrem Studium unterworfen sind, 
zu vermitteln. 

Politik und Studium 
blieben getrennt 

Das politische Engagement setzte 
sich nicht in hochschulpolitische 
Aktivitäten um. Politik und Stu- 
dium blieben getrennt. Die beste- 
hende Wissenschaftsorganisation 
und die sie begründenden, als 
„unpolitisch" verstandenen Inhalte 
blieben bis auf wenige Ausnahmen 
unangetastet. Die Studenten agier- 
ten als Staatsbürger, nicht als Wis- 
senschaftler. 

So war es kein Wunder, daß die 
Bewegung sehr schnell zusammen- 
brach, als sich keine „äußeren" An- 
lässe zu Aktionen mehr boten. Die 
allgemein festgestellte Resigna- 
tionsphase nach den Notstands- 
aktionen leitete sich nicht nur dar- 
aus ab, daß die zur Durchsetzung 
studentischer Vorstellungen not- 
wendigen Bündnisse mit anderen 
Gesellschaftsgruppen, insbesondere 
den jungen Arbeitern, unzurei- 
chend waren, sondern daraus, daß 
die Aktionen nicht von den Arbeits- 
plätzen der Studenten, aus den 
Instituten und Seminaren heraus 
entwickelt wurden. Die Verbindung 
mit der Analyse der Bedingungen 
wissenschaftlicher Arbeit unter- 
blieb: Die Studenten fühlten sich 
nicht an ihren eigenen materiellen 
Wissenschaftsinteressen gefaßt. 

Verselbständigung 
der Funktionäre 

Die Arbeit etwa an Universitäts- 
satzungen bzw. Hochschulverfas- 
sungen blieb abstrakt; ihre Bedeu- 
tung für das eigene Studium wurde 
nicht einsichtig, weil sich für den 
einzelnen Studenten „unten gar 
nichts veränderte". Die Aktivität 

Studenten kaufen 

Tabak • Zeitungen 
Spirituosen und 
Lebensmittel 

in ihrer 

JnnkhaUe Kotthoff 
(an der Mensa) 

— irgendwie dagegen sein 
(Stryck, RCDS) 

... die Hochschulreform in 
die eigene Hand nehmen 
(Boulboulle, AStA) ... 
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Selbstorganisation als primäre 

Forderung für die Abteilungen 

Die Sozialwissenschaftler wollen 

Studienbetrieb selbst übernehmen 

Studenten der sozialwissenschaftlichen Abteilung zogen 

endlich Konsequenzen aus täglicher Erfahrung: daß das Recht 

auf Selbstbestimmung im Studium verweigert wird, daß ohn- 

mächtige Appelle an Professoren fruchtlos bleiben müssen. 

teach-in 

Programm der Psychologen 

Zur Demokratisierung ihrer Abteilung 

Etwa 20 Studenten der Abteilung, 
darunter viele Studienanfänger, be- 
gleiteten spontan die beiden Fakul- 
tätsvertreter zur ersten Fakultäts- 
sitzung, auf der sie über eine Be- 
rufungsliste hätten mitberaten dür- 
fen — das allerdings nur, nachdem 
nur noch ein Kandidat übriggeblie- 
ben war; warum ausgerechnet die- 
ser wußten die Studentenvertreter 
allerdings nicht, denn sie wurden 
erst in der letzten Phase der Ver- 
handlung hinzugezogen, nachdem 
sie zwei Tage vorher inhaltsleere 
Protokolle der vorhergehenden 
Sitzungen erhalten hatten und 
erstmalig erfuhren, um wen es geht. 
Als die Studenten auf ihrem ver- 
fassungswidrigem Verhalten be- 
harrten und durch ihre bloße An- 
wesenheit manifeste Gewalt auf 
Professorenherzen ausübten, durch- 
brach der Dekan Papalekas seiner- 
seits die Verfassung und ließ die 
Liste ohne Diskussion trotz Öffent- 
lichkeit verabschieden. 
Diese Aktion konnte deshalb so er- 
folgreich sein, weil sie von denen 
initiiert wurde, die sie auch durch- 
geführt haben, und nicht etwa 
durch einen Unterstützungsaufruf 
des Fachschaftsvorstandes. Der 
machte nämlich bisher studen- 
tische Politik hinter verschlossenen 
Türen und freute sich über jede 
Zustimmung von profess-oraler 
Seite. Direkte Aktionen — wie die- 
ses Go-in — müssen aber getragen 
sein vom Bedürfnis nach Selbstbe- 
stimmung, als der Beteiligung aller 
an den Entscheidungsprözesseh. 

Go-in gebilligt 

Die Aktualisierung dieser Forde- 
rung durch das Go-in wurde am 
Hochschultag in der Fachschafts- 
vollversammlung der Sozialwissen- 
schaftler aufgenommen und weiter- 
getrieben. Die Versammlung unter- 
stützte die Erzwingung der Öffent- 
lichkeit und beschloß, die nächste 
Fakultätssitzung, auf der die Stu- 
dienordnung beraten werden soll, 
in eine Abteilungsvollversammlung 
umzufunktionieren. 
Da die Unzulänglichkeiten der Ab- 
teilung aber immer unerträglicher 
werden, beschloß die Versammlung 
folgendes Programm: 

B Prinzipielle Öffentlichkeit aller 
Entscheidungsgremien und Aus- 
schüsse, 

B Beteiligung der Studenten bei 
allen Angelegenheiten, die zur 
Beratung und Beschlußfassung 
anstehen, 

B Beschluß einer neuen Organisa- 
tionsstruktur der Abteilung und 

„Man kann die Universität nur da- 
durch zum Tanzen bringen, daß man 
ihr ihre eigene Melodie vorspielt" 
— diese Parole der letzten Vollver- 
sammlung soll jetzt in der Abtei- 
lung Ev. Theol. befolgt werden. 
Studenten dieser Abteilung, die die 
Hoffnung aufgegeben haben, daß 
Hochschule und Studium von offi- 
zieller Seite demokratisiert werden, 
haben erste Schritte unternommen, 
unabhängig vom Lehrpersonal ihre 
Ausbildung selbst zu gestalten. 
In diesen Tagen konstituierten sich 
zwei Kurse der Fachschaft: Einer 
über „Theologie des NT" soll pa- 
rallel zu einer Hauptvorlesung glei- 
chen Themas die Möglichkeit ge- 
ben, den Stoff der Vorlesung effek- 
tiver und schneller aufzuarbeiten. 
Der Leistungsvorteil einer autonom 
arbeitenden studentischen Gruppe 
gegenüber den traditionellen Lehr- 
veranstaltungen soll evtl. am Ende 
des Semesters durch eine Testklau- 
sur, an der Teilnehmer des Kurses 
und der Vorlesung teilnehmen wer- 
den, bewiesen werden — falls die 
Fakultät diese Leistungskontrolle 
wünscht. 
Diesem Kurs der Fachschaft liegt 
folgende Konzeption zugrunde: Die 
Studenten sollen in möglichst kur- 
zer Zeit befähigt werden, den Ex- 
amensanforderungen zu genügen, 
um Zeit für Dinge zu gewinnen, die 
sie für vernünftig halten. Wenn 
diese Kurse der Fachschaft erst in 
allen theologischen Disziplinen an- 
geboten werden können, werden 

einer neuen Studienordnung 
durch eine Abteilungsvollver- 
sammlung, 

B Anerkennung der nichtwissen- 
schaftlichen Angestellten und 
Arbeiter als Mitglieder der Ab- 
teilung, 

B Anerkennung der Forderungen 
des Aktionsprogramms der Stu- 
dentenschaft. 

Wenn die Erfüllung dieser Forde- 
rungen nicht bis zum 16. Dezember 
zugesichert wird, treten die Studie- 
renden der Abteilung in einen un- 
befristeten Streik. Sie werden in 
dieser Zeit den Studienbetrieb 
selbst organisieren. Sowohl zur 
Studienordnung als auch zur Orga- 
nisationsstruktur der Abteilung 
liegen von den Studenten Entwürfe 
vor, die Grundlage einer sofortigen 
Diskussion und Beschlußfassung 
sein könnten. 

Vollversammlung 
als Beschlußorgan 

Aus den Mängeln bisheriger Fach- 
schaftspolitik, die durch das Go-in 
am Mittwoch offenbar wurden, 
nämlich das Informationsmonopol 
der Fachschaftsvorsitzenden und 
die auch durch sie objektiv behin- 
derten Möglichkeiten der Selbstbe- 
stimmung, wurden unmittelbar 
Konsequenzen für die Organisation 
der Arbeit in der Fachschaft ge- 
zogen : Der Fachschaftsvorstand 
wurde aufgelöst, einzig legitimes 
beschlußfassendes Organ ist die 

.Vollversammlung, die zunächst, re- 
gelmäßig dienstags um 13.00 h tagt. 
Sie setzt Ausschüsse und Aktions- 
komitees ein, die die anfallenden 
Arbeiten erledigen, die Gesamt- 
strategie für die nächsten Monate 
und einzelnen Aktionen planen und 
vorbereiten. Sie sind der Vollver- 
sammlung verantwortlich, an ihrer 
Arbeit nimmt jeder Interessierte 
mit gleichen Rechten teil. Die Aus- 
schüsse werden nach dem Prin- 
zip der Arbeitsteilung, nicht der 
Delegation errichtet. 

Selbstorganisation 

Ziel der Politik in der nächsten Zeit 
wird es sein, das Modell einer 
Selbstorganisation der Studieren- 
den zu liefern, die in der Lage ist, 
einen den Bedürfnissen der Studie- 
renden entsprechenden Studienbe- 
trieb einzurichten und Möglichkei- 
ten sozialwissenschaftlicher Praxis 
aufzuzeigen. 
Daß die selbstorganisierten Studen- 
ten die Macht in der Abteilung nur 

die offiziellen Lehrveranstaltungen 
zum größten Teil für die Studenten 
vom ersten Semester an uninter- 
essant werden. Gleichzeitig wird 
der notwendige Zeitaufwand zur 
Erfüllung der Examensanforderun- 
gen auf ein Minimum (man rechnet 
mit höchstens vier Semestern) re- 
duziert sein. 
Hier setzt der zweite Kurs der 
Fachschaft ein: Die Selbstorganisa- 
tion des eigenen Studiums soll ihre 
Inhalte und Ziele auf den Beruf 
hin ausrichten, für den das Ex- 
amen die formelle Legitimation lie- 
fert. Studium wird dabei als Erar- 
beitung einer kritischen Theorie 
des künftigen Berufes begriffen. 
Ein Arbeitskreis zur neueren Re- 
ligions- und Kirchensoziologie soll 
dazu die ersten kritischen Analy- 
sen liefern. 
Die Fachschaft wird wahrscheinlich 
für die Mitarbeit in beiden Kursen 
eigene Scheine ausstellen. Ob für 
einzelne der bereits angelaufenen 
offiziellen Lehrveranstaltungen 
ebenfalls Scheine der Fachschaft 
ausgegeben werden, ist noch nicht 
sicher. 
Ziel dieser Aktionen der Fachschaft 
ist die Herstellung einer faktischen 
Doppelherrschaft in der Abteilung. 
Erst wenn die Studenten durch eine 
Fülle eigener Lehrveranstaltungen 
bewiesen haben, daß sie ihr Stu- 
dium sachgemäß und kritisch ge- 
stalten, werden sie mit ihren ma- 
teriellen Forderungen (z. B. Drit- 
telparität) in der Öffentlichkeit 
Verbündete finden. 

sehr befristet werden ausüben kön- 
nen, sollte nicht daran hindern, 
selbst einen praxisbezogenen Wis- 
senschaftsbetrieb zu organisieren, 
indem wir wenigstens für einige 
Zeit die Abteilung selbst überneh- 
men, um dann kontinuierlich wei- 
terzuarbeiten. 

Im Anschluß an die Universitäts- 
vollversammlung vom 28. 11. haben 
über 100 Germanisten die generel- 
len Forderungen des Aktionspro- 
grammes für ihr Institut präzisiert 
und folgende Resolution verab- 
schiedet: 
Zum 12. 12. wird eine Germanisten- 
Vollversammlung I einberufen, die 
Form und Inhalt der wissenschaftli- 
chen Veranstaltungen (Vorlesungen, 
Seminare, Übungen, Kurse etc.) des 
Germanistischen Instituts für das 
SS 69 diskutiert und allgemeine 
Richtlinien für Form und Inhalt 
dieses Programms beschließt. Wei- 
terhin wird auf dieser VV ein aus 
„Lehrenden" und „Lernenden" 
halbparitätisch zusammengesetzter 
Ausschuß gebildet, der die verab- 
schiedeten Richtlinien in einem de- 
tailliert ausgearbeiteten Semester- 
programm konkretisiert. 

Die Demokratisierungsbestrebun- 
gen der Studentenschaft machen 
auch vor der Abteilung Geschichts- 
wissenschaft nicht halt. Es besteht 
alle Aussicht, daß die historische 
Fachschaft, die man bisher ohne 
Übertreibung zu den verschlafen- 
sten der Universität rechnen konn- 
te, im Rahmen der Kampagne zur 
Demokratisierung der Hochschule 
aktiv wird. 
Nach der letzten Vollversammlung 
diskutierten Vertreter der politi- 
schen Hochschulgruppen mit ihren 
Kommilitonen von der Historie 
über Wissenschaftsbegriff, gegen- 
wärtige Struktur der Abteilung 

Studienreform 

der Juristen 
Die Vollversammlung der juristi- 
schen Abteilung fand am Mittwoch 
unter Beteiligung von etwa 160 Stu- 
denten statt. Nach langwierigen 
Geschäftsordnungsdebatten disku- 
tierte man die Studienreform an- 
hand konkreter Ansätze. Ein stu- 
dentischer Arbeitskreis hat sich in 
diesem Semester konstituiert, der 
die Vorlesung „Allgemeine Staats- 
lehre" von Prof. Ossenbühl formal 
und inhaltlich kritisch kommentiert 
und ein Kontrastprogramm erar- 
beiten will. 

Ausgehend von dieser privaten 
Initiative forderte die Vollver- 
sammlung mit großer Mehrheit die 
Fachschaft auf, zusammen mit der 
Fakultät und den Studenten des 
jeweiligen Semesters experimentell 
das gegenwärtige System der Vor- 
lesungen und Repetitorien zugun- 
sten selbständig arbeitender Stu- 
diengruppen mit koordinierendem 
Tutoren- und Kolloquiensystem zu 
verändern. 

In der nächsten Fakultätssitzung 
sollen die Vertreter der Fachschaft 
— laut Beschluß der Vollversamm- 
lung — Öffentlichkeit fordern. Wird 
diese nicht gewährt, soll die Fach- 
schaft die Jurastudenten aufrufen, 
sie zu schaffen. Die Diskussion 
über die Forderungen des Aktions- 
programms der Studentenschaft 
konnte nicht stattfinden, da dieser 
Tagesordnungspunkt auf die 
nächste Vollversammlung vertagt 
wurde. Sie wird in der nächsten 
Woche voraussichtlich Montag oder 
Dienstag stattfinden. 

6. 12. 68, 13.30 Uhr, Baracke 9: 
Gemeinsames teach-in der Mitglie- 
der und Freunde von SHB, HSU, 
SDS, ESG, KSG, GSG. Es sollen 
taktische Fehler in bisherigen Voll- 
versammlungen diskutiert werden, 
um eine Paralyse der notwendigen 
einheitlichen Strategie in der De- 
mokratisierungskampagne zu ver- 
meiden. 

Wichtig für SoWis 
Fachschafts-Voll Versammlung der 
Sozialwissenschaftler jeden Diens- 
tag um 13 Uhr. 

Dieser Programmentwurf wird ca. 
14 Tage nach der VV I einer VV II 
zur endgültigen Beschlußfassung 
vorgelegt. Dieser Beschluß ist dann 
für die wissenschaftliche Arbeit des 
Germanistischen Instituts im SS 69 
verbindlich. 
Es bildete sich eine ad-hoc-Gruppe, 
die für die 1. Vollversammlung 
(VV I) konkrete Vorschläge und 
Anträge für das SS 69 ausgearbei- 
tet hat und zur Beschlußfassung 
vorlegen wird. Damit sind alle an- 
deren Institutsmitglieder, Profes- 
soren, Assistenten, Studenten, etc. 
aufgerufen, ihre Vorstellungen der 
VV in gleicher Form zu unterbrei- 
ten. Die Gruppe versteht ihre Vor- 
schläge nicht als den Plan einer Ge- 
genuniversität (wie die KU), son- 
dern als Ersetzung des geplanten 
Lehrangebots durch eine inhaltliche 
konkrete Alternative. 

und Aktionen zur Beseitigung der 
bestehenden Herrschaftsverhältnis- 
se. Es bildete sich ein Komitee, das 
die Abteilungsvollversammlung am 
li. 12. 68 vorbereiten soll. 
Das Komitee wird in Zusammenar- 
beit mit dem Fachschaftsvorstand 
durch Flugblätter und Plakate über 
die Zustände in der Abteilung in- 
formieren und Vorschläge zur Ab- 
teilungsstruktur ausarbeiten. 
Durch Indiskretion wurden einige 
Plakate noch vor ihrem Aushang in 
der Abteilung bekannt und brach- 
ten die Professorenschaft zum Ro- 
tieren. 
Der Fachschaftsvorstand hat das 
von der Universitätsvollversamm- 
lung gebilligte Aktionsprogramm 
in seiner Tendenz gutgeheißen. Er 
wird besonders nachdrücklich auf 
Öffentlichkeit in den Entschei- 
dungsgremien der Abteilung drän- 
gen und drittelparitätische Beset- 
zung der Organe fordern. ilus 

Wir haben heute dringender denn 
je auf unsere Verantwortung als 
Wissenschaftler, und damit auf das 
Verhältnis von Theorie und Praxis 
zu reflektieren. Wir können heute 
feststellen, daß die Theorien vieler 
analytisch-empirischer Wissen- 
schaften unpraktisch sind, d. h. sie 
können sich zur technischen Ge- 
walt entfalten, „ohne auf das Han- 
deln zusammenlebender Menschen 
untereinander ausdrücklich bezogen 
zu sein". Das „Verfügungswissen" 
(Wenn-Dann-Aussagen eines tech- 
nischen Systems) kann „keine 
praktisch hilfreiche Orientierung 
für gelebte Situationen" leisten, es 
kann nur „zu technischen Fertig- 
keiten, nicht aber zu praktischen 
Fähigkeiten" verhelfen. Das Verfü- 
genkönnen positivistischer Her- 
kunft „ist mit der Potenz aufgeklär- 
ten Handelns nicht zu verwechseln". 
Für uns stellt sich außerdem das 
Problem, daß sich „die wissen- 
schaftlich gelösten Probleme der 
technischen Verfügung in ebenso 
viele Lebensprobleme (verwan- 
deln): denn die wissenschaftliche 
Kontrolle natürlicher und gesell- 
schaftlicher Prozesse entbindet die 
Menschen nicht vom Handeln". 
„Wenn Technik aus Wissenschaft 
hervorgeht — und zwar die Tech- 
nik der Beeinflussung menschlichen 
Verhaltens nicht weniger als die Be- 
herrschung von Natur — dann be- 

Am Dienstag fand anstelle der 
Hauptvorlesung eine Vollversamm- 
lung der Psychologen statt, die die 
Institutsreform behandeln sollte. 
Dies war ein Beschluß der Vollver- 
sammlung der Psychologen, die 
nach der Uni-Vollversammlung 
stattfand. 
Als die Zeit dieser Vollversamm- 
lung nicht ausreichte, wurde be- 
schlossen, anstelle einer weiteren 
Lehrveranstaltung am Nachmittag 
die VV fortzusetzen. Die Teilnehmer 
dieser Veranstaltung stimmten dem 
zu. Ergebnis dieser verlängerten VV 
war ein Aktionsprogramm zur De- 
mokratisierung des Instituts. Sechs 
Forderungen wurden an das Insti- 

Da die herrschende Form des Vor- 
lesungsbetriebs allemal zur be- 
wußtlosen Rezeption führt und da- 
mit den wissenschaftlichen Prozeß 
paralysiert, hält es die Gruppe für 
notwendig, daß im SS 69 sämtliche 
Vorlesungen durch ein Forum als 
Ort der permanenten öffentlichen 
Diskussion innerhalb des Instituts 
ersetzt werden. 
Das Forum im SS 69 wird die „Ideo- 
logiekritik der herrschenden Ger- 
manistischen Methoden" zum The- 
ma haben. Dort sollen in jeder Sit- 
zung abgegrenzte Fragenkomplexe 
behandelt werden, wobei zusätzli- 
che Themen Vorschläge jederzeit be- 
rücksichtigt werden. 
Anstelle der gestaffelten Übungen 
mit ihrer brutalen Seminarkonkur- 
renz sollen einheitliche, von allen 
Teilnehmern getragene Veranstal- 
tungen abgehalten werden, in de- 
nen der Assistent oder Professor 
als im Normalfall besonders quali- 
fiziertes'Mitglied teilnimmt. 
Referate sollen in Teamarbeit ge- 
schrieben, die Leistungen vom Se- 
minarkollektiv bestätigt und dar- 
aufhin Scheine ausgegeben wer- 
den. Das Gesamtergebnis des Semi- 
nars wird der Institutsöffentlich- 
keit zugänglich gemacht. Außer den 
bereits vom Institutsdirektorium 
vorgesehenen Themen sollen nach 
dem Plan der ad-hoc-Gruppe Pro- 
bleme einer gesellschaftsbezogenen 
Germanistik in mehreren Semina- 
ren behandelt werden. Vorgesehen 
sind u. a.: 

B Germanistik und Gesellschaft 
B Germanistik und Schule 
B Literatur und Rezipient 
B Literatur als Medium 

Diese Vorschläge wurden in der 
vorgestern erschienenen Germani- 
sten-Zeitung publiziert. Diese zwei- 
te Abteilungszeitung an der RUB 
versteht sich als Informations- und 
Koordinationsforum für studenti- 
sche fachspezifische Hochschulpoli- 
tik. 

darf das Einholen dieser Technik in 
die praktische Lebenswelt erst 
recht der wissenschaftlichen Re- 
flexion". Deshalb dürfen wir „die 
Rationalisierung nicht an den Gren- 
zen des Bereichs technischer Verfü- 
gung stillstellen. Mit der Atom- 
bombe läßt sich nach den machtpo- 
litischen Faustregeln einer drei- 
tausendjährigen Militärgeschichte 
nicht leben ... Der vorwissen- 
schaftliche Horizont der Erfahrung 
wird infantil, wenn der Umgang 
mit den Produkten angespanntester 
Rationalität auf naive Weise in ihn 
eingelebt werden soll". Unsere Ver- 
antwortung ist deshalb „ein von 
den objektiven Folgen des For- 
schungsprozesses erzwungenes und 
nur in ihm selber einlösbares De- 
siderat". Die Verantwortung läßt 
sich nicht „auf die ethische Dimen- 
sion der persönlichen Haltung ein- 
schränken; in der politischen Di- 
mension, um die es geht, muß viel- 
mehr die theoretische Anleitung 
zum Handeln aus einem wissen- 
schaftlich explizierten Weltver- 
ständnis folgen". So verliert auch 
der technische Fortschritt „den sug- 
gestiven Schein einer Art Automa- 
tik, wenn man den gesellschaftli- 
chen (d. h. kapitalistischen) Interes- 
senzusammenhang reflektiert, von 
dem seine konkrete Richtung be- 
stimmt wird"; und so müssen wir 
die Ergebnisse unserer Arbeit im 

tut bzw. die Fakultät der Abt. III 
gestellt. 
1. Die Fakultät soll auf Antrag des 
Psychologischen Instituts noch in 
diesem Semester beantragen, daß 
das Psychol. Inst, zu einer eigenen 
Abteilung wird. 
2. Alle Gremien der Abteilung bzw. 
des Instituts tagen öffentlich (d.h. 
Aushang von Termin, Ort, Tages- 
ordnungspunkten; Zulassung von 
Zuhörern, die Rede und Antrags- 
recht haben; Veröffentlichung der 
Verlaufsprotokolle aller Sitzungen). 
3. Das Institutsdirektorium des 
Psychol. Inst, wird aus je drei Ha- 
bilitierten-, Studenten-, Assisten- 
ten- und Angestellten-Vertretern 
gebildet. 
4. Es wird eine halbparitätische 
Kommission aus Lehrenden und 
Lernenden (1 Habilitierter, 2 Assi- 
stenten, 3 Studenten) gebildet, die 
das Veranstaltungsprogramm und 
die Durchführung desselben bera- 
ten, entwerfen und der Vollver- 
sammlung zum Beschluß vorlegen 
soll. 
5. Berufungsverfahren werden öf- 
fentlich angekündigt und finden 
per Ausschreibung statt. Das Insti- 
tut bildet eine drittelparitätische 
Kommission, die öffentlich über 
die Definition des Lehrstuhls, den 
in Frage kommenden Personen- 
kreis und über die endgültige Liste 
berät. Diese Liste wird der Fakul- 
tät als Vorschlag vorgelegt. 
6. Die Punkte 2 bis 5 werden sinn- 
gemäß angewandt, wenn das Psy- 
chol. Inst, eine eigenständige Ab- 
teilung wird. 
Dieses Aktionsprogramm wurde 
einstimmig angenommen. 
Diese Forderungen werden sofort 
den Habilitierten des Instituts vor- 
gelegt. Innerhalb einer Woche sol- 
len sie eine schriftliche Stellung- 
nahme abgeben. In der kommenden 
Woche wird die. Vollversammlung 
dann entscheiden, was für Aktionen 
unternommen werden,_ falls diese 
Forderungen vorn' Institut abge- 
lehnt werden. 

Sozialwissenschaftler 

bereiten Streik vor 

In einer zweiten Vollversammlung 
am Dienstag gründeten 140 Studen- 
ten der Sozialwissenschaften zwei 
Komitees, die für alle offen sind 
und sich mit der Vorbereitung des 
Streiks im Januar beschäftigen 
werden. 

Aufgabe des ersten Komitees 
wird es sein, eine Strategie für den 
Streik zu erarbeiten. Die erste Zu- 
sammenkunft findet am Montag, 
dem 9. Dezember, um 13 Uhr im 
Stauraum des sechsten Stockes 
statt. Am Freitag, dem 6. Dezember, 
um 13 Uhr am selben Ort tagt das 
zweite Komitee, das mit der inhalt- 
lichen Vorbereitung des Streiks be- 
schäftigt sein wird. 

In einer Kampfabstimmung 
lehnte die Vollversammlung ein 
erneutes Go-in bei der Fakultäts- 
sitzung am Mittwoch ab. 

Hinblick auf ihre praktischen Fol- 
gen in dieser Gesellschaft wiederum 
interpretieren, denn „die Aufgabe, 
die wissenschaftlich vergegenständ- 
lichten Beziehungen in das Netz 
der gelebten Bezüge zurückzuüber- 
setzen, fällt in erster Instanz der 
Wissenschaft selber zu". Wir haben 
in der Wissenschaft diese doppelte 
Funktion zu erfüllen. Wir können 
die Verwendung unserer Ergebnis- 
se „heute nicht mehr den zufälligen 
Dezisionen einzelner oder dem so- 
genannten Pluralismus von Glau- 
bensmächten allein überlassen. Es 
geht darum, einen praktisch folgen- 
reichen Wissensstand nicht nur in 
die Verfügungsgewalt technisch 
hantierender Menschen zu geben, 
sondern auch in den Sprachbesitz 
der kommunizierenden Gesell- 
schaft zurückzuholen". Damit kann 
unsere Verantwortung „auf den Re- 
sonanzboden der privaten Lebens- 
geschichte nicht mehr eingeschränkt 
sein; sie ist durch und durch poli- 
tisiert". „Nur wenn die Wissen- 
schaften die permanente Erweite- 
rung der technischen Verfügungs- 
gewalt gleichzeitig im Horizont der 
praktischen Folgen, angesichts de- 
rer wir handeln müssen — und d. 
h. zugleich: aus historischen Voraus- 
setzungen — reflektieren lernen", 
werden sie die Möglichkeit zur kri- 
tischen Verantwortlichkeit haben. 

HP Kasper 

Vollversammlung der Ev. Theologen plant: 

Kritische Gegenseminare 

Vollversammlung der Germanisten beschließt: 

Diskussionsforum statt Vorlesung 

Historiker bilden Komitee 

Fachschaftsvorstand fordert Öffentlichkeit 

Habermas zum Begriff der 

kritischen Wissenschaft 
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Bochumer Wohnheime: Orte repressiver Toleranz 

2. Fortsetzung 

Einen umfassenden Überblick über 
die Wohnsituation in den Bochumer 
Studentenheimen vermittelt eine 
Broschüre der Humanistischen Stu- 
dentenunion unter dem Titel: „Stu- 
dentenwohnhäuser in Bochum". 
Rund 1200, also ein Sechstel aller 
Studenten etwa, leben in den acht 
Querenburger Heimen: Eine Vier- 
telstunde von der Uni entfernt lie- 
gen die beiden staatlichen Heime 
an der Laerholzstraße. Etwas wei- 
ter ist der Weg zu den Heimen an 
der Laerheidestraße, dem Reinold- 
von-Thadden-Haus, dem Harden- 
berg-Haus und dem Roncalli-Haus. 
Doch die Verbindung zur Universi- 
tät ist auch hier, wie vom benach- 
barten Haus Michael und Carl- 
Schurz-Haus, erträglich, da die 
Studenten an der nahen Unistraße 
von motorisierten Kommilitonen 
bereitwillig mitgenommen werden. 
Lediglich das Hegge-Kolleg liegt an 
der Glücksburger Straße etwas ab- 
seits, ist aber durch eine neuge- 
schaffene Buslinie recht gut zu er- 
reichen. Daneben gibt es noch ein 
Wohnheim in Bochum-Werne, das 
Haus Berlin. 
Die Mietpreise für Einzelzimmer 
liegen zwischen 85,— DM (Staatl., 
Thadden-Haus, Haus Michael, Heg- 
ge-Kolleg) und 100,— DM (großes 
Zimmer im Hardenberg-Haus). Der 
Platz in einem Doppelzimmer ko- 
stet monatlich 70,— bis 75,— DM. 
Dazu kommen noch, von Heim zu 
Heim verschieden, Beträge für 
Bettwäsche, die in der Regel ge- 
stellt wird, für Strom, Heizung etc. 
Bei Mietbeginn muß zumeist eine 
Kaution für etwaige Schäden ge- 
stellt werden. Sie liegt im Thadden- 
Haus am höchsten — 85,— DM, eine 
volle Monatsmiete. 
Die Mietverträge gelten in allen 
Heimen für jeweils ein Semester 
und müssen dann verlängert wer- 
den. Die Anzahl der Verlängerun- 
gen ist zumeist beschränkt. Im Har- 
denberg- und Thadden-Haus kann 
man maximal vier, in den staatli- 
chen Heimen und im Hegge-Kolleg 
fünf Semester wohnen. Diese Rege- 
lung bezweckt, möglichst vielen 
Erstsemestern zunächst einmal 
einen Wohnheimplatz zu verschaf- 
fen. 
Der Aufnahmeantrag dient bei 
manchen Heimen dazu, Auskünfte 
einzuholen, die den Verdacht der 
Manipulation beim Aufnahmever- 
fahren entstehen lassen. So fordern 
Haus Michael und das Hardenberg- 
Haus einen ausführlichen Lebens- 
lauf, im Roncalli-Haus und im 

Hegge-Kolleg, Hochburg katholi- 
scher Heimatmosphäre, will man 
gar wissen, ob der potentielle Mie- 
ter Mitglied in studentischen Ver- 
einigungen ist. 
Die Aufnahmeausschüsse haben im 
Thadden-Haus und im Haus Micha- 
el eine studentische Mehrheit. In 
beiden Häusern wird über die Auf- 
nahme nach objektiven und sozia- 
len Kriterien entschieden. Das Aka- 
demische Förderungswerk prakti- 
ziert ein Listenverfahren. In den 
anderen Heimen jedoch scheint ein 
weltanschaulich wertfreies Auf- 

nahmeverfahren nicht gewährlei- 
stet zu sein. 
Die Disziplinierung in den Heimen 
beschränkt sich nicht nur auf die 
Forderung nach gegenseitiger 
Rücksichtnahme und schonender 
Behandlung des Mobiliars, wobei 
schon diese Bestimmungen oft auf 
die Spitze getrieben sind: 
# Im Roncalli-Haus sollen auf der 

. Etage Hausschuhe getragen wer- 
den. 

0 Im Hegge-Kolleg sollen in den 
Zimmern keine Lebensmittel 
aufbewahrt werden. 

0 Im Thadden-Haus dürfen auf 
der Etage nicht einmal Ober- 
hemden gewaschen werden. 

Doch darüber hinaus greifen fast 
alle Hausordnungen restriktiv in 
den Intimbereich des Mieters ein; 
sie sind von dem beherrscht, was 
die HSU-Schrift den „Anti-Sex- 
Komplex" nennt. 
Indiz dafür ist schon die separate 
Unterbringung der Geschlechter 
(Ausnahme: Hardenberg-Haus). 
Typisch im Thadden-Haus: die un- 
teren vier Etagen werden von Män- 
nern, die oberen drei von Frauen 
bewohnt. Die Etagentüren sind nur 
mit den Schlüsseln der Etagenbe- 
wohner zu öffnen. Als kürzlich gar 
noch Türschließer angebracht wur- 
den (Begründung: „Durchzug"), 
witterten die Kommilitonen Sex- 
ualrepressives. Am Schwarzen 
Brett fand sich eine Karrikatur: 
Ein Männlein und ein Weiblein 
verdecken schamhaft ihre Blöße 
hinter zackigen Sicherheitsschlüs- 
seln. 
Stärkste Waffe sittenbewußter 
Heimträger gegen studentische Un- 
zucht: Der 23- bzw. 24-Uhr-Para- 
graph. Außer im Thaddenheim und 
den staatlichen Heimen verbietet 
er nach diesem Zeitpunkt Besuche 
auf dem Zimmer. Da die Pflicht, 
Ruhe zu halten, ohnehin besteht, 
kann die Intention dieser Vor- 
schriften schwerlich eine andere 
sein als die Beschränkung der 
sexuellen Aktivitäten in den sinn- 
vollerweise sehr schmalen Wohn- 
heimbetten auf die Masturbation. 
Doch selbst in den katholischen 
Heimen, wo die Heimleitungen ver- 
pflichtet sind, im Sinne der katho- 
lischen Kirche erzieherisch zu wir- 
ken, werden die Besuchsvorschrif- 
ten locker gehandhabt. Weder im 
Haus Michael noch im Hegge-Kol- 
leg sind sie im laufenden Semester 
bisher durch Kontrollen oder Maß- 
nahmen gegen Sünder aktualisiert 
worden; im Hardenberg-Haus hin- 
gegen liegt wieder ein Auswei- 
sungsverfahren wegen überschrit- 
tener „Beilage-Zeit" nach 23.00 
Uhr an. Zwar haben die Ordnungs- 
paragraphen oft als sexualrepres- 
sive Vogelscheuchen nur Präven- 
tivfunktion, beim autoritätsfi- 
xierten Bewußtsein vieler Heim- 
bewohner reichen sie aber meist 
zur Disziplinierung aus. 
Aufgabe von Studentenwohnhei- 
men sollte es sein, Studenten billig, 
ruhig und unreglementiert wohnen 
zu lassen. Diese Aufgaben sind, 
wenn überhaupt, dann nur unvoll- 
kommen gelöst. 

Hochschulgesetzentwurf der Assistenten 

40% Lehrkörper, 40% Studenten, 20% Bedienstete in Grundgremien 

Abschaffung der Habilitation und der Wissenschaftlichen Assistenten 

Assistenten bereiten auf der Grundlage des Kreuznacher Hochschulkonzepts (siehe BSZ Nr. 31) einen eigenen 
Hochschulgesetzentwurf für NRW vor. Wichtigste Punkte sind: 

0 Alle an der Hochschule Tätigen, 
einschließlich der Arbeiter und 
Angestellten, werden erstmals 
zu Vollmitgliedern der Korpora- 
tion Universität. 

0 Die Stimmverteilung in den 
Grundgremien der zweistufigen 
Selbstverwaltung (Konvent und 
Fachbereichsversammlung) zwi- 
schen Lehrkörper, Studierenden 
und wissenschaftlichem, techni- 
schem und administrativem Per- 
sonal ist 40:40:20. 

0 In den 7—10 Mitgliedern umfas- 
senden Verwaltungsgremien 
(Verwaltungsrat und Fachbe- 
reichsrat) gibt es keinen Stim- 
menproporz. 

0 Alle Kandidaten werden in den 
Grundversammlungen benannt 
und gemeinsam gewählt; allein 
die Stimmenmehrheit entschei- 
det. 

0 An der Spitze steht ein Hoch- 
schulpräsident, gewählt vom 
Konvent auf 4—6 Jahre, der 
einer Einheitsverwaltung vor- 
steht. 

0 Der Konvent rekrutiert sich aus 
je 5 Mitgliedern aller Fachberei- 
che nach dem Schlüssel 2:2:1. 

Kooperation 
statt ständischer Universität 
Diese Änderungen der Organisa- 
tionsform haben das Ziel, die über- 
lebte ständische Universität mit ge- 
stuften Privilegien durch das Mo- 
dell der partnerschaftlichen Koope- 
ration aller Universitätsmitglieder 
zu ersetzen. 
Noch einschneidender sind die vor- 
geschlagenen Änderungen in der 
Lehrkörperstruktur. 

0 Alle bereits Habilitierten (Do- 
zenten, außerordentliche und 
außerplanmäßige Professoren, 
Wissenschaftl. Räte und Abtei- 
lungsvorsteher) werden inner- 
halb eines Jahres zu Professo- 
ren ernannt. 

0 Der Lehrkörper besteht zukünf- 
tig nur noch aus Professoren 
(Lebenszeit) und Assistenzpro- 
fessoren (Anstellung auf 6 
Jahre). 

0 Die Abschaffung aller Titel un- 
ter Wissenschaftlern zugunsten 
bloßer Berufsbezeichnungen 
fördert eine „herrschaftsfreie" 
Diskussion nicht unerheblich. 

0 Nicht mehr die Habilitation, 
sondern allein der Nachweis 
einer wissenschaftlichen Quali- 
fikation und einer entsprechen- 
den Lehrbefähigung ist als Ein- 
stellungsvoraussetzung für Pro- 
fessoren wie Assistenzprofesso- 
ren erforderlich. 

0 Obligatorische Stellenausschrei- 
bung sichert Transparenz, Mobi- 
lität und Konkurrenz für Wis- 
senschaftler in bisher unbekann- 
tem Maße. 

0 Assistenzprofessoren haben 
gleiche Rechte und Pflichten im 
Lehrkörper; ihr Einstellungsal- 
ter sinkt auf durchschnittlich 
26—29 Jahre. 

0 In spätestens 6 Jahren müssen 
sie sich erfolgreich um eine Pro- 
fessorenstelle beworben haben. 

0 Von einem Ordinarius abhängige 
Assistenten, die nach 3 Jahren 
Promotionszeit nochmals 6—8 
Jahre bis zur Habilitation un- 
selbständig sind, gibt es nicht 
mehr. 

Die Assistenten glauben, daß das 
Bild des Wissenschaftl. Assistenten 
als sechs- und mehrjähriger „Wis- 
senschaftslehrling" bei einem „Wis- 
senschaftsmeister" der Zunftideolo- 
gie vergangener Zeiten angehört 
und dem Wissenschaftsprozeß den 
größten Schaden zufügt. Die Phase 
der größten Kreativität, die aner- 
kanntermaßen — nicht nur bei Na- 
turwissenschaftlern — vor dem 30. 
Lebensjahr liegt, soll der Nach- 

wuchswissenschaftler hierarchisch 
unabhängig nutzen können. Er darf 
nicht durch wissenschaftsfremde 
„Dienstleistungen" daran gehindert 
werden. Das ist wissenschaftsöko- 
nomisch wie volkswirtschaftlich ge- 
nauso wenig vertretbar wie es die 
Unabhängigkeit der Persönlichkeit 
und die bewußte wissenschaftliche 
Haltung in der Gesellschaft fördert. 
Die Habilitation, im Regelfall erst 
nach 30 Jahren erbracht, steht häu- 
fig unter der Sterilität der Zweck- 
bezogenheit, Abhängigkeit und 
Aufsicht. 
Da die Wissenschaft heute dringen- 
der denn je auf wissenschaftsbezo- 
genen Service angewiesen ist, gilt 
es eine neue Art der Servicestruk- 
tur mit wissenschaftlichem, techni- 
schem und administrativem Perso- 
nal aufzubauen. Diese Mitarbeiter 
haben selbstverständlich wie alle 
anderen Mitglieder der Universi- 
tät an der Selbstverwaltung Anteil. 
Aber endlich müssen von den tat- 
sächlich ausgeübten Funktionen her 
klare Scheidungen und Einstufun- 
gen vorgenommen werden. 

0 40-Stunden-Woche für Service- 
personal mit möglichst eigenem 
(besserem) Tarif wie an freien 
Forschungsstätten. 

0 Weitgehend freie Arbeitszeit- 
einteilung der Professoren und 
Assistenzprofessoren für For- 
schung und Lehre (im Regelfall 
beträchtlich mehr als 40 Stun- 
den). 

0 Keine Ausnützung von Studie- 
renden durch Hilfstätigkeiten, 
deren alleiniges Ziel es sein soll, 
sich weiter wissenschaftlich zu 
qualifizieren. 

0 Stipendien für alle Aufbaustu- 
denten (Graduierte, postgra- 
duates) im Alter von 22—25 
Jahren. 

0 Entwicklung neuer Selektions- 
mechanismen und Qualifizie- 
rungssysteme. 

Grundstudium 
und Aufbaustudium 
Bei diesem Modell ist ein durch- 
schnittlich 4jähriges Grund- und 
Hauptstudium angesetzt. Was die 
angelsächsischen Länder in 3 Jah- 
ren schaffen, muß bei uns in min- 
destens 4 Jahren möglich sein. 
Jeder Absolvent des Hauptexamens, 
der seine Befähigung hierzu nach- 
weist, hat das Anrecht auf ein Auf- 
baustudium (Graduiertenstudium), 
das grundsätzlich durch Stipendien 
zu finanzieren ist. Durch die Über- 
führung eines Großteils der un- 
zweckmäßig gewucherten m. d. V. 
b.-Stellen (mit der Verwaltung be- 
auftragte, nichtpromovierte As- 
sistenten) in Stipendien kann ein 
Teil der Mittel aufgebracht werden. 
Das neue Modell dürfte stellen- 
planmäßig im Endeffekt kaum teu- 
rer werden als das alte. 
Der relativ unkontrollierbare Stel- 
lenwucher unter der Schirmherr- 
schaft einzelner Ordinarien ist un- 
ökonomisch und keineswegs, so 
nachwuchsfördernd wie oft behaup- 
tet wird. Sonst sähe es anders an 
den deutschen Universitäten aus. 

Trennung von Studentenschaft 
und Lehrkörper 
0 Grund- und Hauptstufenstuden- 

ten sowie graduierte Studenten 
und Kontaktstudenten bilden 
gemeinsam die Studentenschaft. 

0 Das eine Drittel des Drittelpa- 
ritätmodells entfällt; es gibt 
keinen Mittelbau und keine As- 
sistentenschaft mehr. 

Die klare Trennung in Studenten- 
schaft und Lehrkörper mit gleich- 
gewichtigem Stimmenanteil — un- 
ter substantieller Beteiligung des 
Personals, welches den Betrieb von 
Wissenschaft durch Schaffung der 
Organisation und Technik erst er- 
möglicht — gibt der Universität die 
Chance einer völlig neuen Verwirk- 
lichung von Wissenschaft in der 
Gesellschaft. 

Rotbücher 

WiW 

2 Paul A. Baran/Erich Fried / Gaston Salvatore: 
tuelle und Sozialismus. 128 Seiten. 
3. Aimö Cösaire: über den Kolonialismus. 80 S. 
5. Mao Tse-tung; über Praxis und Widerspruch. 9 

Intellek- 
DM 4,50 
DM 3,50 

3 Seiten. 
DM 3,50 

9. Ernesto Che Guevara: Guerilla • 
160 Seiten 

Theorie und Methode. 
DM 5,50 

7 Wolfgang Dreßen: Antiautoritäres Lager und Anarchis- 
mus. Mit einem Lesebuch. 160 Seiten. DM 5,50 

10. Wilfried Gottschalch: Parlamentarismus und Rätedemo- 
kratie. Mit einem Lesebuch. 128 Seiten. DM 4,50 
Abonnieren Sie die Rotbücher in Ihrer Buchhandlung. Sie 
erhalten sie dann sofort nach Erscheinen für DM 1,-billiger. 
Der Verlag schickt gern den Almanach 
kostenlos: Berlin 31, Jenaer Straße 6 Way©nD3Cn 

WESTFALENBANK 

IHRE BANK IN QUERENBURG 

Zweigstelle 
Ruhr-Universität 
Lennershofstr. 70 
Tel: 511315 

Zweigstelle 
Bochum-Querenburg 
Overbergstr.7 
Tel: 511012 

Sie können Bankgeschäfte jeder Art in beiden 
Zweigstellen abwickeln. Ihre Studien- und Sozial - 
gebühren können Sie kostenlos bei uns einzahlen. 
WESTFALEN BANK Aktiengesellschaft Bochum 

Huestraße 21-25 

.G- 

In Jedem Fall 

Vezgölst 
und Obmrmll 

Reifenprobleme 

im Winter? 
Wir helfen Ihnen mit geschulten Fach- 
kräften und mit einem großen Lager 
sicherer Winterreifen! 

REIFEN-SPEZIALDIENST 

D f* LJ I I KA Blumenstraße 7 
DvLnUrl Telefon: (02321) 63342 

Werden Sie ein Vergölst-Kunde! 

loE 

UJE 

ADOLF LOEWE 
Büromaschinen • Möbel • Organisation 
Bochum • Kortumstraße 95 * Ruf 62341 

IMMER wenn's um Geld geht... 

S PAR KASSE 

In Querenburg direkt in der Nähe der Uni 

Im Westenfeld 22 Tel.: 511015 

Zünftig in den Winter 

Studenten reisen mit Studenten! 

* Ischgl 

14 Tage Vollpension 

* St. Anton 

14 Taae Volbension 

* Spitzingsee 
14 Tage Vollpension 

278,- 

302,- 

270,- 

Fragen Sie nach dem Winter-Programm bei 

Studenten-Reisedienst Bochum 

Lennershofstraße 66 oder direkt bei dem 

Deutschen Studenten-Reisedienst, 53 Bonn 

Dietkirchenstraße 30 

•••••••••••••••••••••• 
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Was meinen Sie wohl, wenn ich 
Professor oder Polizeipräsident 
war. Glauben Sie nicht, daß man 
mit Ihrem Sauhaufen von Studen- 
ten schnell fertig würde? Mit Was- 
serwerfern und Gummiknüppel 
und wenn das nicht hilfe mit MPi. 
Was meinen Sie, wie Sie alle artig 
wären. Ihren Pöbelstudenten muß 
es gehen wie in Mexiko und 
Griechenland, dort ist Ruhe. Erst 
müssen so zig liegenbleiben, so 
werden alle kuriert. Alle müßt Ihr 
nach Hause gejagt werden, die 
älteren Esel zuerst. Streikt Euch 
doch tot. Wer auf die Straße 
kommt, muß sein Leben riskieren. 
Nur so kann man Euch beikommen, 
nicht wie bisher? Ihr müßt wissen, 
wer Herr im Hause ist? Wer streikt, 
müßte sowieso entlassen werden. 

Bochum, anonym, den 3. 12. 1968 
# 

Betr.: Uni-Vollversammlung am 
28.11. 68 
So sehr ich der Ansicht bin, daß alle 
Angelegenheiten der Uni aus- 
nahmslos studentische sind — denn 
für wen ist die Uni da? — und daß 
Studenten in angemessener Zahl zu 
allen Beratungen hinzugezogen 
werden müssen, so wenig scheint 

BSZ-Leser 

antworten 

mir, daß eine Vollversammlung wie 
die am 28. 11. uns diesem Ziel we- 
sentlich näher bringt. 
Belügen die Funktionäre der ver- 
schiedenen Denominationen, die 
sich dort in nazistischem Reigen 
mit immer denselben Argumenten 
umeinander drehten, uns? Oder be- 
lügen sie auch sich selber? 
1. Ist nicht zu bezweifeln, daß ein 

Streik durchgeführt werden 
kann, wohl aber, daß zu gleicher 
Zeit eine Kritische oder Gegen- 
universität — qualitativ der mi- 
serablen Ordinarien-Uni haus- 
hoch überlegen — aus dem Bo- 
den gestampft werden kann. 
Warum wird sie (außer, wie be- 
hauptet, an vereinzelten Fakul- 
täten) nicht jetzt schon angebo- 
ten? 

2. Ist evident, daß eine „Öffentlich- 
keit" (Ult. 1), wie sie von H. P. 
Kasper auf der Germanistenver- 
sammlung definiert wurde — 
d. h. eine beliebige Anzahl von 
Studenten mit Mitspracherecht 
— jedes Gremium und jede 
Kommission, auf welcher Ebene 
auch immer, zur völligen Ar- 
beitsunfähigkeit lähmen würde, 
stud. phil. Barbara, Wackernagel 

Prof. Halbfas kaltgestellt 

Abt Heising tritt aus Protest zurück 
Kardinal Döpfner, der Vorsitzende 
der Deutschen Bischofskonferenz, 
hat angeordnet, daß alle kirchlichen 
Institutionen ihre an den Reutlinger 
Religionspädagogen Prof. Halbfas 
erteilten Aufträge zurückziehen 
müssen. 

Wie das Sekretariat der Bischofs- 
konferenz mitteilte, sei Prof. Halb- 
fas in einem Gespräch mit den 
Kardinälen Döpfner und Jäger in 
der Frage der Jungfrauengeburt 
nicht zur Annahme der kirchlichen 
Lehre bereit gewesen. 

Die Entscheidung der Bischofs- 
konferenz ist nicht zuletzt deswegen 
in der Öffentlichkeit auf scharfe 
Kritik gestoßen, weil Prof. Halbfas 
und Kardinal Jäger nach dem „Dort- 
munder Gespräch" erklärt hatten, 
es sei in allen wesentlichen Fragen 
Einigung erzielt worden. 

Prof. Halbfas erfuhr zunächst 
durch die Zeitungen von seiner 
Kaltstellung; erst zwei Tage später 
wurde ihm ein schriftlicher Be- 
scheid zugestellt. Darin heißt es, 
daß Halbfas' Auffassungen über 
das Verhältnis der Theologie als 
Wissenschaft zum Glauben der 

Kirche und zum kirchlichen Lehr- 
amt weder dem „Wesen und der 
Aufgabe der Kirche" entsprächen 
noch mit einem kirchlichen Lehr- 
auftrag vereinbar seien. Dies gehe 
auch aus einem Schreiben hervor, 
das Halbfas zusätzlich zum Proto- 
koll des „Dortmunder Gesprächs" 
an die Bischofskonferenz geschickt 
habe. 

Wie inzwischen bekannt wurde, 
handelt es sich dabei um ein bisher 
unveröffentlichtes Manuskript, das 
Prof. Halbfas der Bischofskonferenz 
zugeschickt hatte mit der Bitte, es 
zu prüfen. Der höhere Klerus prüfte 
— und nutzte die Gelegenheit, den 
unbequemen Theologen zu feuern. 

Aus Protest gegen die Maßnahme 
der Bischofskonferenz trat der Abt 
des Siegburger Benediktinerklosters, 
Alkuin Heising, von seinem Amt 
zurück. Alkuin Heising begründete 
seinen Schritt u. a. mit der Fest- 
stellung, daß er innerhalb der ge- 
gebenen autoritären Struktur der 
katholischen Kirche keine Möglich- 
keit mehr sehe, christliche Vorstel- 
lungen zu verwirklichen. 

Sie haben Lust 

Ihr Auto zu verkaufen (Ton- 
band, Bücher, Schreibmaschine, 
Kamm, Seife usw.), die Freun- 
din zu wechseln? 

Sie suchen 

jemanden, 

der Ihre Arbeit tippt, für Sie 
ins Examen steigt oder Ihre 
Zimmerwirtin umbringt? 

Mit einer KLEINANZEIGE 
IN DER BSZ gelangen Sie rasch 
ans Ziel Ihrer Wünsche. 

Für Studenten ermäßigter 
Preis: 1,— DM pro Zeile. 

Annahme: 

Baracke VIII, Zimmer 5 
(hinter der Mensa) 
Mo. — Fr. von 8 — 17 Uhr 

t&unt wird durch 

(Um mt achött... 

In Querenburgs Kneipen wird nicht 
jeder bedient. Der Gast ist König 
— im Prinzip —, doch ist nicht 
jedermanns Haartracht geeignet, 
die Last der Königskrone zu tra- 
gen. 
In einem Lokal findet die Selek- 
tion der Gäste bereits bei deren 
Eintritt statt: „Laß' Dir erst Deine 
Haare schneiden! Raus hier!" Man 
hat nicht einmal Platz genommen; 
die besser angesehenen Gäste 
wiehern von der Theke her ein- 
stimmig Beifall. Faschismus ist 
keine Erfahrung, die sie noch ma- 
chen müßten. Die neuen Queren- 
burger Juden haben hier keinen 
Zutritt: „Auf der Stelle raus!!" 
Der Wirt gehört der CDU an und 
heißt Heinz Platzmann. 

In einer anderen Bochumer Gast- 
stätte stört man sich auch an Bär- 

ten und langen Haaren. Einer 
kommt vom Nebentisch herüber 
und führt sich ein: Alter Herr in 
einer schlagenden Verbindung, 
Dozent an einer Bochumer Inge- 
nieurschule, Obersturmbannführer 
der Waffen-SS, Ritterkreuzträger. 
„Die Juden haben uns doch alle 
ausgebeutet!" Es ist kein Wirt da, 
der Einspruch erhöbe. „Ihr seid 
Drecksäue, wenn Ihr zu keiner 
Verbindung gehört!" Niemanden 
stört sein Gebrüll. Später versucht 
ihn sein Zechkumpan wegzuzie- 
hen: „Die horchen Dich doch nur 
aus." 
Es stellt sich heraus, daß wir uns 
kennen: Er ist Kriminalkommissar 
bei der Bochumer Polizei, früher 
auch in der Waffen-SS, heute un- 
ter anderem mit der Aufarbeitung 
der Demonstrationen des letzten 
Sömmers betraut. —gh— 

Behringer lebt in der Angst, sein Menschentum zu 
verlieren und sehnt sich gleichzeitig nach der pro- 
blemlosen Dickhäuter-Existenz seiner ehemaligen 
Mitmenschen. 

Die Unmöglichkeit sprachlicher Kommunikation redu- 
ziert das Zusammenleben auf Existenzangst, führt 
Zivilisation ad absurdum. Entscheidung für humane 
Existenz ist angesichts totaler Isolation nur infantiler 
Eigensinn. 

Behringer (von Fritz Lichtenhahn überzeugend darge- 
stellt) verteidigt seine Menschlichkeit wie Amerikaner 

abendländische Kultur in Vietnam verteidigen: durch 
blindwütiges Töten. Das ist der logische Schluß der 
(allerdings bis zur Plattheit) konsequenten Bochumer 
Inszenierung (Regie: Niels-Peter Rudolph). 
Wenn die ältere füllige Gattin eines soeben Nashorn- 
Gewordenen die teichoskopische Barriere erklimmt, 
dabei des Rocks verlustig geht und Zurück-zur-Natur- 
Urlaute ausstoßend, sichtbar auf unsichtbarem Rhi- 
nozeros-Gatten reitet, erreicht die Lustigkeit ver- 
gleichbarer Geschlechtsgenossinnen im Zuschauer- 
raum einen Grad, der für einen Augenblick an die 
Realität absurden Theaters glauben läßt. —er — 

Militärbischof will fungible KSG 

Studentenpfarrer geht mit der Satzung nicht pingelig um 

Kaum geht ein Jahr ins Land, 
kracht es schon wieder in der 
katholischen Studentengemeinde. 
Hugo Ehm, Pfarrer der KSG („Der 
Vertreter des Bischofs in der Ge- 
meinde", wie er sich ausdrückte) 
erstaunte in den letzten zwei Wo- 
chen durch Fouls und Tiefschläge, 
die ihm niemand zugetraut hatte: 
er putschte gegen die gewählten 
Mitglieder des Vorstandes, verwei- 
gerte zunächst Herrn Salazar, dem 
Referenten des Südamerika- 
Arbeitskreises das Honorar, entzog 
dem Team das Arbeitsmaterial, 

sperrte den Stempel, erklärte Miß- 
trauen, setzte schließlich das Team 
ab. All das kann er nicht nach der 
Satzung der KSG, tut es aber doch 
und damit es keine Schwierigkeiten 
gibt, erklärte er im grandiosen 
Alleingang die Satzung auch gleich 
für ungültig. 

Das Team, gewohnt in legalisti- 
schen Bahnen zu schwimmen, lud 
ein zu einer außerordentlichen 
Vollversammlung zum „Anschlag 
des Studentenpfarrers auf die de- 
mokratische Struktur der Ge- 
meinde". Und eh' noch ein Wort ge- 

Institut 

Meinen Brillen Bochum Kortumstr. 45 I.EI. 
Anpassung unsichtbarer Augengläser 
bestverträgliche Kunststoff-Kleinstlinsen 
des bewährten Systems Müller-Welt 

SCHAUSPIELHAUS BOCHUM 
Hans Schalla 

SCHAUSPIELHAUS 
GASPARONE (G) 
DIE NASHÖRNER 
EIN SOMMERNACHTSTRAUM 

DIE VIER GROBIANE (G) 
WIR BOMBARDIEREN REGENSBURG 
PRINZ FRIEDRICH VON HOMBURG 
DREI WEISSE PFEILE (Märchen) 

5. HAUPTKONZERT 

KAMMERSPIELE 
DER EINGEBILDET KRANKE 
DER TEUFELSSCHULER 
DREI WEISSE PFEILE (Märchen) 

3. KAMMERKONZERT 

Spielplan lür die Zeit vom 
5. Dezember bis 22. Dezember 1968 
Änderungen vorbehalten! 

5. 12. (Do.) Premiere, 6. 12. (Fr.) 
7. 12. (Sa.), 16. 12. (Mo.) 
8. 12. (So.) 16.30 und 20.00 Uhr, 

10. 12. (Di.), 11. 12. (Mi.), 15. 12. (So.), 
19. 12. (Do.), 20. 12. (Fr.) 

9. 12. (Mo.), 17. 12. (Di.) 
14. 12. (Sa.), 18. 12. (Mi.) 
21. 12. (Sa.) zum letzten Mal 
10. 12. (Di.) 15.00 Uhr, 13. 12. (Fr.) 
15.00 Uhr, 16. 12. (Mo.) 15.00 Uhr, 
19. 12. (Do.) 15.00 Uhr, 21. 12. (Sa.) 
15.00 Uhr, 22. 12. (So.) 15.00 Uhr 
und 17.30 Uhr 
12. 12. (Do.), 13. 12. (Fr.) Wiederholg. 

7. 12. (Sa.), 16. 12. (Mo.), 21. 12. (Sa.) 
9. 12. (Mo.), 13. 12. (Fr.), 22. 12. (So.) 
6. 12. (Fr.) 15.00 Uhr, 7. 12. (Sa.) 

15.00 Uhr, 8. 12 (So.) 15.00 Uhr, 
11. 12. (Mi.) 16.00 Uhr, 12. 12. (Do.) 
16.00 Uhr, 14. 12. (Sa.) 15.30 und 
18.00 Uhr, 15. 12. (So.) 15.30 und 
18.00 Uhr, 17. 12. (Di.) 15.00 Uhr, 
18. 12. (Mi.) 16.00 Uhr, 20. 12. (Fr.) 
15.30 und 18.00 Uhr 
19. 12. (Do.) 

Beginn der Veranstaltungen: 20 Uhr, sofern nichts anderes angegeben. 
Karten für Studierende 50% ermäßigt. Anrechtscheine auf Ermäßigung sind im 
Sekretariat der Studentenschaft erhältlich (Baracke 8, hinter der Mensa). 
(G) = Aufführung des Musiktheaters im Revier, Gelsenkirchen. 

sprochen war, erklärte Ehm (mit 
Billigung seines Herrn und Mei- 
sters, Militärbischof Dr. Franz 
Hengsbach von Essen), entweder 
ist die Versammlung keine Vollver- 
sammlung oder ich gehe. Und die 
mündigen Laien der Kirche ka- 
strierten denn auch gehorsam sich 
selbst und stimmten mit 54 gegen 
46 Stimmen dafür, keine Vollver- 
sammlung zu sein, was sie aber 
nicht hinderte, die Satzung mit ein- 
facher Mehrheit außer Kraft zu 
setzen, nachdem doch in der Satzung 
steht, eine Zweidrittelmehrheit sei 
hierfür nötig. 

So einfach geht das bei den 
Katholiken. Und weil man schon 
einmal so mutig war, wählte man 
gleich eine provisorische Leitung 
der Studentengemeinde, obwohl die 
gewählte und amtierende von dem 
Gremium, das sie gewählt hat, nie- 
mals abgesetzt noch mit einem 
Mißtrauensvotum bedacht worden 
war. 

Das Team wanderte aus mit den 
Getreuen, die zur Satzung und 
demokratischen Struktur der Ge- 
meinde standen. Eine erste Analyse 
ergab unzweifelhaft, daß der Kon- 
flikt vorwiegend als politischer zu 
sehen ist, denn aus „gewöhnlich gut 
unterrichteter Quelle" verlautet, 
daß Ehm wohl täglich mit dem 
Bischof von Essen konferiert, daß 
er am Montag, dem 2. 12. ein klei- 
nes Meeting mit dem General- 
vikar hatte, daß er Ende dieser 
oder Anfang der kommenden Wo- 
che wieder zum Rapport erwartet 
wird. Der Trick ist, für die kom- 
menden Wochen keine rechtmäßige 
Exekutive der KSG zu haben, die 
für die katholischen Studenten den 
Bau zweier Kirchen verhindern 
kann. Und damit ist die katholische 
Kirchenbürokratie nicht gehalten, 
die Forderungen der Studenten der 
RUB, „wir wollen keine zwei Kir- 
chen", auf dem Amtswege zu ak- 
zeptieren. 

Es liegt an den Studenten, ob sie 
sich diese Tricks gefallen lassen, ob 
sie zu einer gewählten Vertretung 
stehen oder sie jetzt fallen lassen 
wie eine faule Tomate. Vielleicht 
kapieren die Katholiken endlich, 
daß ein Pfarrer nicht machen kann, 
was er will. Es wird zu Kampf- 
maßnahmen kommen. Man wird 
Herrn Ehm und seinen getreuen 
Schafen (einer der seltenen Fälle, 
in dem dieses schöne Wort der 
Heiligen Schrift zutrifft) deutlich 
zeigen, wo die Interessen der Stu- 
denten liegen. MaSt 

Mit größter Abneigung 

Auf die Bitte des Studentenwerks 

um eine Spende für sein geplantes 

Studentenwohnheim antwortete 

die Firma Pongs & Zahn AG: 
Sehr geehrte Herren! 
Wir empfingen heute Ihren Brief ohne Datum und haben 
Ihre Zeilen und Ihre Broschüre aufmerksam geprüft. 
Leider müssen wir Sie bitten, davon abzusehen, um ein 
persönliches Gespräch nachzusuchen. Unser Haus sieht sich 
nicht in der Lage, einen Spendenbeitrag zu leisten. 
Ganz abgesehen davon, daß uns unsere Kostensituation 
zwingt, an die Fülle eingehender Bitten einen strengen Maß- 
stab anzulegen, betrachten wir das Verhalten großer Teile 
der Studentenschaft in der Öffentlichkeit mit größter Abnei- 
gung und verspüren deshalb keinerlei Neigung, mit einem 
namhaften Geldbeitrag u. U. Studenten zu unterstützen, die 
danach trachten, unsere Gesellschaftsordnung zu gefährden, 
evtl. sogar zu stürzen, anstatt die für sie aufgewandten 
beträchtlichen Mittel der Steuerzahler zu intensivem Fach- 
studium zu nutzen. Dabei verkennen wir natürlich nicht, daß 
mit den ,Ungerechten' auch die ,Gerechten' leiden müssen. 
Das bedauern wir, hoffen aber um so mehr, daß dies die 
positiven und gesellschaftsfordernden Teile der Studenten- 
schaft endlich veranlaßt, sich gegenüber den radikalen 
Kreisen entscheidender zu Wort zu melden, als es in der 
Vergangenheit — auch bereits in Bochum — geschehen ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
Pongs & Zahn 

Aktiengesellschaft 
gez. Hellmann 
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zu Großhandelspreisen 
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Nähe Marienkirche 

Schreibmaschinen 
Sonderangebote, Miete, Mietkauf 
WYWIAS- Bochum - Südring 19 

schallplatten 

kaufen Sie im 

e ermine 

5. 12. 68, 19.00 Uhr, Gaststätte 
„Haus Schulz", Bochum, Ferdinand- 
str. 36 (am Buddenbergplatz), Heinz 
Gossen: „Wer ist Revolutionär?", 
Veranstalter: Marxistische Bil- 
dungsgemeinschaft Bochum. 

6. 12. 68, 13.30 Uhr, Baracke 9, ge- 
meinsames teach-in aller politi- 
schen Hochschulgruppen zur Stra- 
tegie der Demokratisierungs-Kam- 
pagne. 

* 
10. 12., 19.00 Uhr, IB 6/78, Diskus- 
sion über „Berufsaussichten — Be- 
rufsmöglichkeiten von Sozialwis- 
senschaftlern" mit Vertretern des 
Arbeitsamtes, der Abteilung VIII 
und Mitgliedern des FHV. 

* 
18. 12. 68, 19.00 Uhr, Hörsaal IB 
02/200, DKP-Ortsgruppe Queren- 
burg, Manfred Kapluck: „Was will 
die DKP?"; Prof. Schleifstein: 
„DKP und Hochschule". 

Termine der KSG 

(alles Baracke 9) 
Donnerstag, 5. 12., 17.00 Uhr, Struk- 
turarbeitskreis — neue Struktur 
der KSG —. 

* 
Freitag, 6. 12., 19.00 Uhr, Bespre- 
chung der Aktion Adveniat am 
Sonntag vor einer Bochumer Kirche. 

* 
Montag, 9. 12., 20.00 Uhr, Süd- 
amerika-Arbeitskreis mit Jorge Sa- 
lazar „Guatemala". 

* 
Dienstag, 10. 12., 20.00 Uhr, Stra- 
tegiediskussion für weitere Aktio- 
nen gegen die illegalen Maßnahmen 
des Studentenpfarrers und seiner 
Getreuen. 

* 
Mittwoch, 11. 12., 20.00 Uhr, Kirch- 
bau-Verhinderungs-Arbeitskreis 
(mit der ESG). 

* 
Anschläge am ersten Schwarzen 
Brett links im Eingang der Barak- 
ken 8/9. 

Protest gegen 

Verfassungsbruch 
Etwa 200 Studenten protestierten 
in Frankfurt vor dem Sitz des hes- 
sischen Arbeitgeberverbandes ge- 
gen den Bruch der Landesverfas- 
sung durch die Aussperrung der 
Arbeiter bei den Correcta-Werken 
in Bad Wildungen. 

Die Demonstration sollte den 
Arbeitnehmern bewußt machen, 
daß sie die Macht der Agenturen 
des Kapitals brechen oder sie in 
Institutionen der demokratischen 
sozialistischen Selbstverwaltung 
der Arbeitnehmer umfunktionieren 
müßten. Die Polizei hatte an diesem 
Nachmittag Großeinsatz. Mehrere 
Wasserwerfer, eine Hundertschaft 
Frankfurter Schutzpolizei, dazu 
Bereitschaftspolizei aus Wiesbaden 
und Darmstadt, waren aufmar- 
schiert, um das Haus des Arbeit- 
geberverbandes und das Grund- 
stück des in der Nähe wohnenden 
Metzeler - Mehrheitsaktionär und 
Alleinbesitzer der Firma Correcta, 
Verfassungsbrecher Willy Kraus, 
zu schützen. Die Demonstranten 
wurden von der Polizeiübermacht 
regelrecht umstellt. Vorausgegan- 
gen war der Aktion ein mehrstün- 
diges teach-in des SDS in der Uni- 
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versität. Meino Büning und Michael 
Bärmann von der Betriebsprojekt- 
gruppe des Frankfurter SDS er- 
klärten dabei, durch die von Lan- 
desregierung und Gewerkschaften 
stillschweigend akzeptierte verfas- 
sungswidrige Aussperrung werde 
die Eingewöhnung auf den Not- 
standsfall exemplarisch durch- 
geführt. Dadurch werde die „revo- 
lutionäre Entschlossenheit", die die 
Gewerkschaften gegen die Not- 
standsgesetze gezeigt hätten, un- 
glaubwürdig. 

Bodiumer Studenten Zeitung 
Herausgeber: Vorstand der Studentenschaft 
an der Ruhr-Universität 
Verantwortlicher Redakteur: Alois Kircher 
Anzeigenleitung: Christine Schipplick 
Anschrift: 463 Bochum, Lennershofstraße 66 
(Ruhr-Uni versität^ 
Bankverbindungen: Stadt.Sparkasse Bochum, 
Nr. 720 666; Westfalenbank AG. Bochum, 
Nr. 90 685 9 
Auflage: 8000 Exemplare 
Druck: Schürmann & Klagges, 463 Bochum, 
Hans-Böckler-Straße 12-16 
Mit Namen oder Pseudonym gekennzeichnete 
Beiträge geben nicht unbedingt die Meinung 
der Redaktion wieder. 
Alle Rechte beim Universitätsverlag Bochum, 
im Studentenwerk Bochum e.V., 463 Bochum, 
Lennershofstr. 66, Tel. 51 14 57 und 399 3112. 


